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EDITORIAL

Editorial
Liebe Leserinnen und Leser,

liebe Mitstreiterinnen und Mitstreiter,

diese quer erscheint relativ kurz nach dem G 20 Gipfel in Hamburg, bei dem die Mächtigen dieser Welt darüber verhan-
delten, wer denn was vom Kuchen abbekommt. Nicht, weil so gut wie nichts heraus gekommen ist, ist dies  kein Thema 
in dieser Ausgabe. Auch nicht wie in diesen Zusammenhängen mit Despoten oder Populisten umgegangen wird bzw. 
umgegangen werden sollte. Auch nicht, wie mit Einschränkungen der Versammlungs- und Demonstrationsfreiheit die 
Demokratie unterhöhlt wird. Auch nicht wie Gewalt ausgeübt wurde und wie dies ausgeschlachtet wurde und wird. Eines 
ist mal wieder überdeutlich: Es gibt viel zu vieles, was im Argen liegt, über das man sich dringend austauschen und Alter-
nativen entwickeln und durchsetzen müsste... 

Stattdessen berichten wir über ein mit Spannung erwartetes Urteil zur Frage der Rechtmäßigkeit der Sanktionen im So-
zialgesetzbuch II. Auch die unendlich nervige Frage, wie denn mit den Mietobergrenzen im SGB II umgegangen werden 
soll, ist ein Thema in dieser quer. Dazu noch ein Blick auf die Programmatik der Alternative für Deutschland. Und selbst-
verständlich noch so manches anderes und die unausweichlich kommenden Urteilsbesprechungen rund um die Existenz-
sicherung.

Wem jetzt noch die Themen Klimawandel, Flüchtlinge usw. fehlen, die/der sei auf vielleicht eine der folgenden quer-Zeit-
schriften verwiesen oder auf andere Qualitätsmedien - oder so ...

Ansonsten wünscht Euch die quer-Redaktion auf jeden Fall einen angenehmen Sommer!

Viel Spaß bei der Lektüre und immer schön den Kopf hoch halten!

quer- Redaktion
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SchwERpunkT

Sanktionen 
= Zwangsmaßnahme, Sicherheitsbestimmungen
(Aus einem gängigen Fremdwörterlexikon)

Die Frage, ob Sanktionen im Sozialgesetzbuch II verfassungswidrig sind, beschäftigt 
(mal wieder) das Bundesverfassungsgericht. Dazu wurden verschiedene „sachkundi-
ge Dritte“ um Stellungnahme gebeten, dessen Stellungnahmen öffentlich bekannt 
wurden. Eigentlich ergibt sich die Antwort auf die Frage, ob Sanktionen im SGB II 
verfassungswidrig sind, schon aus den Begrifflichkeiten. Sanktioniert wird das so-
genannte soziokulturelle Existenzminimum. Was wird sanktioniert? Das Existenzmi-
nimum in physischer Natur oder (nur) die soziokulturelle Teilhabe oder beides? So 
oder so wird die Würde des Menschen angetastet! Ergo ist eine Sanktion ein Angriff 
auf die Menschenwürde. Kann mensch denken … Aber nicht so z. B. der SPD-Kanz-
lerkandidat Martin Schulz: „Bei den Sanktionen geht es ja nicht um Schikanen“ (ZEIT 
online, 20.03.2017) (Anm. des Sätzers: Wer Michael Endes Jim-Knopf-Bücher kennt, 
dem fällt zu Martin Schulz vielleicht der Begriff „Scheinriese“ ein ;-). Anders denken 
da wohl die Menschen, die das Projekt Sanktionsfrei (www.sanktionsfrei.de) gegrün-
det haben. Auf den folgenden Seiten wollen wir zu diesem Thema, das uns immer 
wieder beschäftigt,  Beiträge bringen. Dabei nicht zuletzt die richtungsweisenden 
Forderungen des geschätzten Kollegen Harald Thomé.

www.thomasplassmann.de
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SchwERpunkT

Sanktionen – 
Stellungnahmen sachkundiger Dritter

Nachdem das Sozialgericht Gotha 2015 vor dem Bundesverfassungsgericht aus forma-
len Gründen damit scheiterte, prüfen zu lassen, ob die Sanktionsregeln im § 32 Sozial-
gesetzbuch II verfassungskonform seien, hat das SG Gotha nun am 2. August 2016 dem 
BVerfG seine verfassungsrechtlichen Zweifel zum zweiten Mal vorgelegt (Normenkon-
trollverfahren 1 BvL 7/16 zu den Vorlagefragen SG Gotha S 15 AS 5157/14).
Das BVerfG hat nun sog. sachkundige Dritte beauftragt, Stellung zur Frage der Verfas-
sungsmäßigkeit der Sanktionen / Pflichtverletzungen zu beziehen. Im Folgenden wer-
den die Stellungnahmen der Diakonie Deutschland, des Deutschen Caritasverbandes e. 
V., des Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverbands, des Deutschen Vereins für öffent-
liche und private Fürsorge e. V., des Sozialverbands VdK Deutschlands e. V. und von Ta-
cheles e. V. in Auszügen kurz vorgestellt und gewürdigt.

Die Stellungnahme der Diakonie Deutschland
Schon einleitend stellt die Diakonie fest: „Sanktionen sind menschenrechtlich fragwürdig und verschärfen soziale 
Ausgrenzung“. (S. 1) Im Folgenden weist die Diakonie immer mal wieder auf die Zusammenhänge zwischen den – 
unbestreitbaren – verfassungsrechtlichen sozialstaatlichen Verpflichtungen und den „arbeitsmarktpolitischen Zielset-
zungen“ hin (siehe u. a. S. 1). Salopp ausgedrückt wird hier deutlich gemacht, dass der Gesetzgeber versucht, Men-
schen mit einem Sozialrechtsanspruch durch die Androhung und Durchführung von Sanktionen (Verringerung des 
sog. soziokulturellen Existenzminimums) zu zwingen, irgendwelche Arbeit anzunehmen. Darin schwingt die schon 
lange geübte Kritik mit, dass durch die Ausgestaltung des SGB II Menschen in Deutschland gezwungen werden sollen, 
jedwede Arbeit – unabhängig von Interessen, Neigungen, Fähigkeiten usw. –  anzunehmen. Diese Problematik nennt 
die Diakonie Überlagerung, bei der sich arbeitsmarktpolitische Zielsetzungen sowie verfassungsrechtliche und sozial-
staatliche Verpflichtungen überschneiden.

Auch wird festgestellt, dass Sanktionen („Sanktionsregime“) „weder geeignet, noch erforderlich, noch angemessen“ 
sind und einen „unverhältnismäßigen Eingriff in das Grundrecht auf Gewährleistung des Existenzminimums“ darstel-
len. (S. 2)

Ergänzend weist die Diakonie darauf hin, dass es sich bei den SGB-II-Regelsätzen um knapp bemessene Sätze handelt, 
wobei zugleich Kritik an der Regelsatzberechnung geübt und darauf verwiesen wird, dass der Gesetzgeber den Vorga-
ben des BVerfG zur Errechnung der Regelbedarfe nicht nachgekommen ist (S. 8 f ).

Abschließend verweist die Diakonie auf ihr Modell der sanktionsfreien Neugestaltung der Grundsicherung (https://
info.diakonie.de/infothek/veroeffentlichungen/detail/052015-zehn-jahre-hartz-iv-zehn-thesen-der-diakonie/) und 
darauf, dass unabhängig von der Einschätzung des Bundesverfassungsgerichts, das „Sanktionsregime … unbedingt 
korrekturbedürftig ist“. (S. 13)

Insgesamt zeigt die Stellungnahme der Diakonie auf, dass die Sanktionsregeln im SGB II zumindest fragwürdig bzw. in 
der derzeitigen Ausgestaltung als verfassungsrechtlich bedenklich einzustufen sind. 
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Deutscher Caritasverband e. V. 

In den „Vorbemerkungen“ der Caritas werden die Rechtslage, die Intention des Gesetzgebers, die Art und Häufigkeit 
sowie sowie die in der Folge eingelegten Rechtsmittel gegen die Sanktionen recht differenziert dargestellt. Auch wer-
den die Wirkungen von Sanktionen auf die Betroffenen auf Grundlage verschiedener Studien aufgezeigt. Auch wenn 
der Caritasverband feststellt, dass es nicht genügend Studien zur Wirkung von Sanktionen im SGB II gibt, kommt er 
zu folgendem Resümee: „Insgesamt sprechen die Erkenntnisse der wissenschaftlichen Wirkungsanalyse in Anbetracht 
der nachweisbaren Anreizwirkungen nicht für ein generelles Aussetzen der Sanktionen im ALG-II-Bezug. Bei einer Re-
form der Sanktionsregeln sollte es vielmehr darum gehen, starke Einschränkungen der Lebensbedingungen durch 
Sanktionen zu vermeiden und gleichzeitig die Anreizwirkung der Sanktionen im Blick zu behalten. Entsprechend hat 
der Deutsche Caritasverband Vorschläge zur Reform der Sanktionen erarbeitet (siehe IV).“ (S. 13) Allerdings kommt 
man schon in folgendem Absatz zu dem Hinweis: „Vor dem Hintergrund der vielfältigen und einschneidenden Auswir-
kungen von Sanktionen auf die Situation der Leistungsempfänger hält der Deutsche Caritasverband es für angezeigt, 
die Frage, ob Leistungen im SGB II sanktionsbewehrt sein sollen, gesamtgesellschaftlich zu diskutieren.“ (a. a. O.)

Im folgenden Unterkapitel berichtet der Caritasverband aus der Erfahrenspraxis und macht überwiegend deutlich, 
dass unter Berücksichtigung der Lebensumstände der SGB II-Betroffenen und der Ämterpraxis, Sanktionen eher als 
Belastung und Behinderung der Lebenspraxis zu sehen sind und eher nicht der Eingliederung in Arbeit dienen.

In der „Rechtsdogmatischen Beurteilung“ stellt der Caritasverband fest: „Unabhängig von dem dogmatischen Streit39 
um die richtige Einordnung und Prüfung des Grundrechts auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzmini-
mums ist aus Sicht der Caritas entscheidend, ob für die tatsächlich Hilfebedürftigen in jedem Fall und zu jeder Zeit das 
Recht auf Sicherung des soziokulturellen Existenzminimums gewährleistet ist.“ (S. 17) Weiter: „Die Leistungsminderung 
infolge der Sanktionierung würde das verfassungsrechtlich geschützte Existenzminimum dennoch nicht tangieren, 
wenn der ́ normale` Regelbedarf im Umfang des Kürzungsbetrags über das zur Existenzsicherung Nötige hinausginge, 
also Reserven oberhalb des Existenzminimums enthielte. Die Caritas geht jedoch davon aus, dass das Existenzmini-
mum, so wie es der Gesetzgeber durch die Ausgestaltung im Regelbedarfsermittlungsgesetz (RBEG) und SGB II defi-
niert hat, das Minimum des verfassungsrechtlich Gebotenen darstellt. (...) Das BVerfG konnte in seiner Entscheidung 
vom 23.07.2014 nicht feststellen, dass die Leistungen evident unzureichend festgesetzt sind. Es erkennt jedoch ´Risi-
ken einer Unterdeckung existenzsichernder Bedarfe` an, weshalb es den Gesetzgeber ermahnt, ´nach Maßgabe der 
Gründe dafür Sorge zu tragen`, dass diese Risiken nicht eintreten werden. Auch die Berechnungen der Caritas haben 
ergeben, dass die Regelbedarfe um mindestens 60 Euro unter dem tatsächlich notwendigen Bedarf liegen, der sich bei 
einer konsequenten Anwendung des Statistikmodells ergäbe. (...)

Gleichfalls verbietet sich eine Argumentation, wonach dem Leistungsempfänger zwingend nur die Mittel zur phy-
sischen Existenzsicherung verbleiben müssen. Auch die soziokulturelle Teilhabe ist Teil des menschenwürdigen Exi-
stenzminimums und daher durch einen gesetzlichen Anspruch zu sichern.“ (S. 18 f )

Im Folgenden setzt sich die Caritas differenziert mit der Verhältnismäßigkeit der einzelnen Sanktionstatbestände aus-
einander und differenziert dabei zwischen dem „Legitimen Zweck“, der „Geeignetheit“ und der „Erforderlichkeit“. Im 
Rahmen dieser Ausarbeitung kann darauf nicht tiefer eingegangen werden. Doch muss festgehalten werden, dass die 
Caritas an vielen Stellen auf die Personalstärke sowie die Qualifikation der Mitarbeiter*innen des Jobcenters verweist 
und dezent Kritik übt. So beklagt sie z. B., dass „eine Eingliederungsvereinbarung oft nicht auf Augenhöhe ausgehan-
delt“ werde (S. 38).

Auch an vielen anderen Stellen wird durchaus Kritik am derzeitigen Prinzip der Sanktionen geübt. 

Bevor der Verband alternative Vorschläge zur Sanktionierung im SGB II vorschlägt, wird folgendes Fazit gezogen: „Eine 
grundsätzliche Bindung existenzsichernder Leistungen an die Mitwirkung bei der Überwindung der Abhängigkeit von 
staatlicher Hilfe hält der Deutsche Caritasverband für verfassungsrechtlich zulässig und sozialpolitisch geboten. Bei 
der Ausgestaltung der geltenden Sanktionsregelungen hat der Gesetzgeber die Grenzen der Verhältnismäßigkeit teil-
weise jedoch überschritten. In ihrer geltenden Fassung sind einzelne Regelungen der §§ 31 ff SGB II nicht erforderlich 
bzw. nicht angemessen. Zum Teil bestehen bereits Zweifel an der Geeignetheit.“ (S. 48)

Der Caritasverband übt erhebliche Kritik an dem derzeitigen Gesetz und der Alltagspraxis der Jobcenter. Allerdings 
hält der Caritas Sanktionen im Grundsatz für legitim, die nur durch Reformvorschläge verändert werden müssten (sie-
he S. 51 f.).

SchwERpunkT
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Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband – Gesamtverband e. V.

Auch der Paritätische Wohlfahrtsverband kommt in seiner Einführung zur einer deutlichen Feststellung: „In der Ge-
samtwürdigung seiner Expertise und Erfahrung und nach ausführlichen Debatten in fachlichen Zusammenschlüssen, 
Arbeitskreisen und Verbandsgremien ist der Paritätische in den vergangenen Jahren zu der Überzeugung gelangt, 
Sanktionen als unverhältnismäßigen Eingriff in die Rechte der Betroffenen zu bewerten.“ (S. 1)

Im Folgenden zieht der Paritätische einen verfassungsrechtlich höchst interessanten Vergleich heran. In Verbindung 
mit dem Art. 1 GG und dem Sozialstaatsprinzip aus Art. 20 (1) wird bei Hinzuziehung des Strafgesetzbuches dargestellt, 
dass das BVerfG schon 1977 festgestellt hatte, dass der Staat verpflichtet sei, „jenes Existenzminimum zu gewähren, 
das ein menschenwürdiges Dasein überhaupt erst ausmacht.“ (BVerfG 1977, RNR 152). (S. 8 – Hier im Zusammenhang, 
dass selbst bei schwersten Straftaten und lebenslangen Freiheitsstrafen das Existenzminimum zu gewährleisten ist.) 
„Jede Strafe muss in einem gerechten Verhältnis zur Schwere der Straftat und zum Verschulden des Täters stehen.“ 
(BVerfG 1977, RNR 152) In Bezug gesetzt zu den Sanktionen / Strafen im SGB II stelle sich umso dringlicher die Frage 
nach der Verhältnismäßigkeit bei Obliegenheitsverstößen (wie z. B. das Versäumen eines Meldetermins). Dabei kom-
me es in der Regel nach den Eindrücken aus der Praxis nicht zu individuellen Abwägungen, sondern die Sanktionen 
folgen in der Verwaltungspraxis etablierten Regelgrößen. (S. 8)

Der Paritätische stellt fest, dass Höhe und Umfang der Sanktionen überaus häufig in keiner angemessenen Relation zu 
der Schwere der Verstöße stehen. (S. 3) Auch schon Sanktionen von 30 Prozent und mehr bedeuten einen vollständi-
gen Verlust der Möglichkeiten zur soziokulturellen Teilhabe. Sanktionen würden von den Leistungsberechtigten in der 
Regel als Strafmaßnahme wahrgenommen. Im o. a. Zusammenhang mit Straftätern und ihrem geschützten Anspruch 
wirke „das Strafmaß der Sanktionen wie ein Wertungswiderspruch.“ (S. 9)

Auch spart der Paritätische ansonsten nicht mit Kritik an der sog. Grundsicherung. So verweist er z. B. darauf, dass die 
Regelleistungen de facto den Berechtigten häufig gar nicht voll zur Verfügung stehen. Dargestellt wird dies auf der 
Grundlage der Statistiken der Bundesagentur für Arbeit (März 2016), in dem eine durchschnittliche Bedarfshöhe der 
Kosten der Unterkunft in Höhe von 230,- Euro monatlich aufgezeigt wird, allerdings durchschnittlich nur ein Zahlungs-
anspruch von 208,- Euro ausgezahlt wird (vgl. S. 8). Weiterhin wird sehr deutlich gemacht, mit welcher Komplexität die 
Antragstellung im SGB II einhergeht (vgl. S. 7). Dies muss auch im Zusammenhang damit gesehen werden, „dass phy-
sisch und psychisch beeinträchtigte Personengruppen überproportional häufig sanktioniert werden“ (S. 2). Ähnliches 
gibt u. a. auch die Diakonie Deutschland zu bedenken  (vgl. S. 6).

Im Zusammenhang mit dem fragwürdigen Sinn von Sanktionen weist der Paritätische am Schluss seiner Stellungnah-
me noch auf folgenden Tatbestand hin: „Dafür, dass die Jobcenter flächendeckend zu erreichende Sanktionsquoten 
vorgeben, liegt derzeit kein Beleg vor. Es ist aber in hohem Maße plausibel, dass Sanktionen auch genutzt werden, um 
finanzielle Ressourcen einzusparen, auch weisen persönliche Aussagen von Beschäftigten, ehemaligen Beschäftigten 
und Aussagen von Betroffenen darauf hin, dass Sanktionen auch genutzt werden, um Ausgaben zu reduzieren. Die so 
realisierten Einsparungen sind, wie bereits auf Seite vier ausgeführt, mit 1,7 Milliarden Euro im Zeitraum von 2007 bis 
2015, beträchtlich.“ (S. 12)

Zusammenfassend muss festgestellt werden, dass auch der Paritätische Wohlfahrtsverband zu dem Ergebnis kommt, 
dass die Sanktionsregeln im SGB II in der bestehenden Form als verfassungswidrig anzusehen seien.

SchwERpunkT
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SchwERpunkT

Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V.

Im Gegensatz zu den o. a. Stellungnahmen vertritt der Deutsche Verein eine grundlegend andere Position. Während die 
Diakonie den Zusammenhang zwischen verfassungsgemäßer Sozialpolitik und arbeitsmarktpolitischen Zielen recht 
deutlich kritisiert, positioniert sich der Deutsche Verein (DV) wie folgt: „Wir teilen nicht die Auffassung, dass Sanktionen 
´generell verfassungswidrig` sind. Sie sind klar umfasst von der legitimen politischen Entscheidung des parlamentari-
schen Gesetzgebers für eine aktivierende Arbeitsmarktpolitik und für ein Existenzsicherungssystem, das an den o. g. 
Grundsätzen ausgerichtet ist.“ (S. 3) Und weiter: „Der nicht von der Hand zu weisende Diskussions- und Reformbedarf 
der §§ 31 ff. SGB II ist in erster Linie sozialpolitisch und nicht verfassungsrechtlich begründet.“ (a. a. O.)

Eine mögliche Sanktionierung sieht der Deutsche Verein dadurch ermöglicht, da der Gesetzgeber die Regelbedarfe 
nicht abschließend festgelegt hat und somit ein „gesetzgeberischer Spielraum“ für „Leistungsminderungen“ möglich 
sei (vgl. S. 3). Der Deutsche Verein führt weiter aus, dass Sanktionen möglich sind „unter der Voraussetzung, dass der 
zur Existenz unbedingt notwendige Bedarf gedeckt bleibt“ (S. 3). In welchem Umfang das sein kann, erläutert er nicht. 
Eine deutliche Differenzierung zwischen bloßem Existenzminimum und soziokulturellem Existenzminimum bleibt der 
Deutsche Verein schuldig.

Im Weiteren verweist der DV auf die vergangenen Regelungen des § 25 Bundessozialhilfegesetz (BSHG), nach dem 
die Hilfe zum Lebensunterhalt in erster Stufe um 25% gemindert werden und in der Folge um insgesamt 30 Prozent 
gekürzt werden konnten, so dass die Anteile für „Teilnahme am kulturellen Leben“ und „Beziehungen zur Umwelt“ 
gestrichen werden konnten. Vergleichbares scheint der DV als akzeptable Kürzung des soziokulturellen Existenzmini-
mums anzusehen.

Über weite Strecken rezipiert der DV die Gesetzeslage und entsprechende Verordnungen, positioniert sich an diesen 
Stellen allerdings nicht deutlich. Die Inhalte erscheinen nach dem Motto:  „sollte“, „könnte“, „müsste“ … 

Allerdings wird auch festgestellt: „Schwere verfassungsrechtliche Bedenken bestehen gegen den vollständigen Weg-
fall des Arbeitslosengeldes II nach der zweiten wiederholten Pflichtverletzung gemäß § 31a Abs. 1 Satz 3 SGB II.“ (S. 8) 
Im Kontext muss allerdings die Frage erlaubt sein, ob die o. g. „schwere Bedenken“ bei Dritten oder beim Deutschen 
Verein bestehen.

Abschließend stellt der Deutsche Verein in einer kurzen Stellungnahme fest: „Problematisch ist der gemäß § 31b Abs. 
1 Satz 3 SGB II zwingend drei Monate andauernde Zeitraum der Leistungsminderung. Die Sanktionierung findet ihre 
Legitimation im Kontext von Fördern und Fordern. Wird das sanktionsbewehrte Verhalten aufgegeben, fehlt es ihr an 
Legitimität. Sie erhält in diesem Fall einen dem Sozialgesetzbuch systemwidrigen Strafcharakter.“ (S. 9)

Immerhin ...

EXKURS 

Es fällt auf, dass der Deutsche Verein einen deutlich anderen Tenor als die vorher dargestellten „sachkundigen Drit-
ten“ vertritt. Dem Autor drängt sich die Frage auf: Was macht den Deutschen Verein zu einem sachkundigen Dritten?
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SchwERpunkT

Sozialverband Deutschland VdK e.V.

Der Vdk gibt einleitend die Beurteilung ab, dass der deutsche Staat verpflichtet sei, auf der Grundlage des Artikel 1 
Abs. 1 GG in Verbindung mit Artikel 20 Abs. 1 GG allen Menschen in Deutschland die materiellen Mittel zur physischen 
Existenz und zur soziokulturellen Teilhabe im Mindestmaß zur Verfügung zu stellen. Daraufhin stellt der VdK fest: „Nach 
dem Vorgesagten führen Sanktionen gemäß § 31a SGB II in notwendiger Weise dazu, dass das vom Gesetzgeber fest-
gelegte Existenzminimum für den Zeitraum der Sanktion unterschritten wird.“ (S. 3) 

Diese Stellungnahme ist eine der kürzesten der bekanntgewordenen Stellungnahmen. Deshalb und auch wegen ihrer 
Prägnanz seien die letzten Absätze zitiert: 

„Da gerade Teilhabebedarfe nicht mit Sachleistungen regelmäßig abgedeckt werden können, stellen Sanktionen nach 
den §§ 31 ff SGB II regelmäßig einen Eingriff in das Grundrecht aus Artikel 1 Abs. 1 GG i.V.m. Artikel 20 Abs. 1 GG dar, 
welches zur Unterdeckung des soziokulturellen Existenzminimums führt.

Im Falle sanktionierter Arbeitslosengeld-II-Empfänger gewährleistet der Gesetzgeber derzeit nicht, dass ein Mindest-
maß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben möglich ist, zudem kann es zu einer Gefähr-
dung der physischen Existenz kommen.

Wenn der Gesetzgeber seiner verfassungsmäßigen Pflicht zu Bestimmung des Existenzminimums aber, wie vorlie-
gend, nicht hinreichend nachkommt, ist das einfache Recht im Umfang seiner defizitären Gestaltung verfassungswid-
rig (1 BvL 1/09, 1 Bvl 3/09, 1 BvL 4/09).“

Laut eigener Aussage auf seinem Internetauftritt hat der DV ca. 2000 Mitglieder. Dies sind  Landkreise, Städte und 
Gemeinden, die kommunalen Spitzenverbände Deutscher Städtetag, Deutscher Landkreistag, Deutscher Städte- 
und Gemeindebund sowie ihre Landesverbände, Sozialen Dienste und Einrichtungen. Auch Verbände der Freien 
Wohlfahrtspflege wie AWO Bundesverband e. V., Deutscher Caritasverband e. V., Deutsches Rotes Kreuz General-
sekretariat, Diakonie Deutschland, Der Paritätische Gesamtverband e. V., Zentrale Wohlfahrtsstelle der Juden in 
Deutschland sowie ihre Landes- und Kreisverbände und Einrichtungen zählen dazu. Außerdem Verwaltungs- und 
Sozialgerichte, Universitäten, Fachhochschulen, Ausbildungsstätten, Vereine, Verbände, Unternehmen, privat-ge-
werbliche Träger und ihre Verbände, Stiftungen und Einzelpersonen aus allen Bereichen der Sozialpolitik, des So-
zialrechts und der sozialen Arbeit. Also kann man die Mitglieder und deren zu vertretende Interessen durchaus als 
sehr gemischt bezeichnen. 

Wie beeinflusst die Mitgliederstruktur die Expertisen des Vereins? Hat der DV überhaupt direkte Praxiskontakte zu 
den Personenkreisen, über die er Expertisen anlegt? Welches Menschenbild steht hinter dem Handeln des Vereins? 

Die o. g. Fragen sollen an dieser Stelle unbeantwortet bleiben. Doch die in diesem Zusammenhang dargestellte 
Expertise / Stellungnahme beinhaltet deutlich eine autoritäre Grundeinstellung, die es den staatlichen Organen zu-
schreibt, Erziehungsaufgaben gegenüber seinen Bürger*innen wahrzunehmen. Der Staat hat die Ordnungsmacht 
und -definition, es wird schon alles richtig sein … Dies erscheint wie ein immer noch nicht überwundenes Obrig-
keitsdenken, welches unseres Erachtens einem humanistischen Menschenbild widerspricht und auch fragwürdig 
erscheint, wenn mensch ein von den Bürger*innen ausgehende Demokratiegestaltung als Grundlage unserer staat-
lichen Ordnung ansieht. Diese Ausführungen mögen zunächst oberflächlich erscheinen, aber der Deutsche Verein 
ist im Rahmen des SGB II schon einmal seltsam aufgefallen. Nämlich da, als es um die Mehrbedarfe für kostenauf-
wändige Ernährung ging. Bei einer Neuordnung im SGB II waren auf Empfehlung des DV auf einmal bei diversen 
Krankheiten die Kosten für die Ernährung aus dem (defizitären) Regelsatzanteil von den Betroffenen zu decken. 
Sicherlich eine Entscheidung, die sehr im Sinne der Staatsorgane war. 

„Wir sind überparteilich und weltanschaulich neutral, arbeiten konsensorientiert und mit hoher Fachlichkeit.“
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Tacheles stellt anfänglich fest, dass „Sanktionen „kein geeignetes Mittel sind, um Menschen dabei zu unterstützen, im 
Erwerbsleben Fuß zu fassen.“ Aus der Praxiserfahrung zeige sich, dass Sanktionen „verheerende Auswirkungen auf die 
Lebensführung der davon Betroffenen Leistungsberechtigten“ haben. Sie „führen nicht selten unmittelbar in existen-
tielle Notlagen“ (S. 1).

Tacheles macht bezugnehmend auf das Bundesverfassungerichtsurteil vom 09.02.2010 deutlich, dass das Existenz-
minimum ein soziokulturelles Existenzminimum voll umfänglich gewährleisten muss: „Das Bundesverfassungsgericht 
versteht den Anspruch auf Zuverfügungstellung eines soziokulturellen Existenzminimums als einheitlichen Anspruch, 
der nicht in Bestandteile, die das physische Existenzminimum, und solche, die minimale soziale Teilhabe betreffen, 
zergliedert werden kann.“ (S. 4)

Im Folgenden wird der Menschenwürdebegriff im Kontext der vergangenen Weimarer Reichsverfassung sowie völ-
kerrechtlicher Verträge dargestellt (S. 5 bis S. 20). Dabei wird deutlich gemacht, dass die allgemeingültige Sicherung 
der Existenz in Deutschland historisch verankert ist. Auch aus der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR), 
dem UN-Sozialpakt (IPwskR) und der Grundrechtscharta der Europäischen Union lasse sich unbedingt die individuelle 
Sicherung der Existenz als Staatsaufgabe herleiten. Gleiches treffe auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts in den letzten Jahren zu. (Anm.: Auch Tacheles verweist darauf, dass die Menschenwürde und die existentielle 
Absicherung auch Straftätern gewährt werden müssen - gemäß BVerfG. 21.06.1977, 1BvL 14/76, Rn. 146; S 13 f.)

„Der Entzug der Leistungen für die Unterkunft macht in besonders unmissverständlicher Weise deutlich, dass die ra-
tio legis der Sanktionsvorschriften sich jedenfalls nicht darin erschöpft, die Eingliederung in Arbeit zu fördern. Die 
Sanktionsvorschriften des SGB II haben sich von dem Hilfegedanken, von dem § 25 BSHG grundsätzlich noch geprägt 
war, nahezu vollständig verabschiedet. Die Sanktionsvorschriften treten – seit dem 01.01.2007 noch offener als zuvor 
– unverblümt als Repressionsinstrument in Erscheinung.“ (S. 35) Tacheles weist deutlich darauf hin, dass Widersprüche 
gegen Sanktionsbescheide keine aufschiebende Wirkung haben. Dass keine wirkliche Einzelfallprüfung bei der Ver-
hängung von Sanktionen erfolgt, sondern Sanktionen einem „Automatismus“ folgend ausgesprochen werden. Dass 
die Beweislast umgekehrt wird, d. h. die Betroffenen beweisen müssen, warum eine Sanktion nicht gerechtfertigt sei 
usw. (vgl. S. 33 ff.).

Auch macht Tacheles deutlich, dass die angeblichen Ziele der Sanktionierungen, aktivierende Verhaltensänderungen 
bei den Betroffenen zu erreichen, „bestenfalls in Randbereichen auszumachen“ seien. Sie wirken eher „kontraproduktiv 
auf den Aktivierungsprozess“ (S. 43).

Schon am Anfang der Ausarbeitung positioniert sich Tacheles: „Daraus, dass der Anspruch auf ein menschenwürdiges 
Existenzminimum integraler Bestandteil des Menschenwürdegrundsatzes ist, folgt, dass er nur an die Bedingung der 
Hilfebedürftigkeit, nicht an weitere Bedingungen geknüpft werden darf.“ (S. 7) Und: „Wir sind davon überzeugt, dass 
die Auswirkungen der Sanktionsvorschriften des SGB II den gesellschaftlichen Zusammenhalt gefährden und bereits 
beschädigt haben.“ (S.1) Dies wird im letzten Kapitel noch einmal im Detail aufgezeigt (vgl. IV. Kapitel: S. 64 ff.).

Neben der historischen Herleitung und Einbindung in internationales Recht macht Tacheles in vielen Detailfragen klar, 
wie sehr die Rechtmäßigkeit bzw. Verfassungsmäßigkeit der Sanktionen bei der Grundsicherung in Frage zu stellen ist

Tacheles e.V.
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Abschließende Bemerkungen
Fünf von sechs Stellungnahmen sachkundiger Dritter machen mehr oder weniger deutlich, dass sie erhebliche Kritik 
an der Sanktionspraxis haben. Auch stellen sie auf mehr oder weniger deutlich fest, dass die Sanktionen offensichtlich 
andere Intentionen haben, als Bedürftigen zu helfen (Einsparungen, Druck, jedwede Erwerbstätigkeit anzunehmen, 
Auswirkungen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt). Weiterhin wird mehrfach in Frage gestellt, ob, bzw. negiert, dass 
Sanktionen im Zusammenhang mit der Gewährleistung des sog. soziokulturellen Existenzminimums überhaupt ver-
fassungsgemäß und speziell im Hinblick auf den Schutz der Menschenwürde anwendbar sind.

Man kann nicht umhin zu erwarten, dass das Bundesverfassungsgericht zumindest erhebliche Auflagen für die Sank-
tionspraxis fordern wird. Wenn nicht sogar das Urteil deutlich weiter gehen wird ...

Das Urteil des BVerfG in dieser Frage wird unbezweifelbar einen allgemeinpolitischen richtungsweisenden Charakter 
haben - nicht nur für die Millionen von Menschen, die dem SGB-II-Regime direkt oder indirekt unterworfen sind. Prin-
zipiell wird deutlich werden, ob neben der Angst, in die Armutsfalle „Hartz 4“ zu geraten, weiter die Angst bestehen 
bleibt, im Hartz-4-System in jedem Fall funktionieren zu müssen - oder ob mensch die Sicherheit hat, dass zumindest 
eine minimale Existenzsicherung garantiert ist. 

Doch am wichtigsten bei der zu erwartenden Entscheidung wird die gesamtgesellschaftliche Botschaft sein. In Zeiten, 
in denen nicht nur in Deutschland politisch rechte Kräfte immer mehr erstarken, wird das Bundesverfassungsgericht 
darauf eine Antwort geben müssen, ob der Staat seine Bürger*innen erziehen darf - autoritär erziehen und mit Strafen 
(Sanktionen) belegen. Darf der Staat seinen Bürger*innen (Teile der) Lebensgrundlagen entziehen (hier z. B. durch 
Streichung der Kosten der Unterkunft)? Darf der Staat Menschen in eine Lebenssituation bringen, in der ihnen die 
politische Teilhabe faktisch entzogen wird? 

Nur wer arbeitet, darf essen? Nur wer im kapitalistischen Verwertungssystem vollkommen angepasst funktioniert, hat 
das Recht auf mehr oder weniger umfassende Teilhabe in der Gesellschaft? Muss Demokratie immer die Unterdrük-
kung von Minderheiten bedeuten? Muss der theoretische Begriff der Menschenwürde seinen Schutzanspruch in der 
Lebenspraxis verwirklicht haben? Und sind wir nicht alle – die Gesellschaft / der Staat – dabei in der unumstößlichen 
Verantwortung? 

Man weiß noch nicht, wann das BVerfG sein Urteil fällen wird. Im September dieses Jahres sind Bundestagswahlen. 
„Soziale Gerechtigkeit“ ist angeblich ein aktuelles Wahlkampfthema. Es bleibt mit Spannung zu erwarten, was dieser 
Prozess mit sich bringt. Und nicht nur das: Wie viel wert ist der Art.1 des deutschen Grundgesetzes in der Lebenspraxis?

Quellen:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband – Gesamtverband e. V. (13 Seiten)

http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/d2f6ef02ba386034c12580d400505575/$FILE/Paritaet-2017-BVerfG_Sanktionen.
pdf

Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. (9 Seiten)

https://www.deutscher-verein.de/de/soziale-sicherungssysteme-sozialrecht-1145.html

Diakonie Deutschland (13 Seiten)

https://info.diakonie.de/fileadmin/user_upload/Diakonie/PDFs/Stellungnahmen_PDF/Diakonie_STN_Sanktionen_
BVerG_170206.pdf

Sozialverband VDK Deutschland e.V. (4 Seiten)

http://harald-thome.de/fa/redakteur/Aus_der_Gesetzgebung/Stellungnahme_zum_Verfahren_zur_verfassungsrechtlichen_
Pruefung_des_Aussetzungs-_und_Vorlagebeschlusses_des_Sozialgerichts_Gotha_vom_02.08.16.PDF

Deutscher Caritasverband e. V. (53 Seiten)

https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/02-28-2017-sind-die-sanktionen-im-sgb-ii-mit-dem-grundgesetz-ver-
einbar

Tacheles e.V. (79 Seiten)

http://tacheles-sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Tacheles_Stellungnahme_an_BVerfG_25.02.2017_lz2.pdf
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Sanktionsfrei.de

Sanktionen, im Sinne des Sozialgesetzbuch II „Pflichtver-
letzungen“ nach dem § 31, sind seit der Einführung des 
sog. Hartz 4 umstritten. Verschiedene Anläufe, diese Re-
duktion des sog. soziokulturellen Existenzminimums, das 
durch das SGB II gesichert sein sollte, zu skandalisieren 
bzw. aus dem Gesetz zu entfernen (z. B. www.sanktions-
moratorium.de), haben bisher noch nicht das gewünsch-
te Ergebnis gebracht. Jetzt hat sich ein recht neues Pro-
jekt diesem Thema gewidmet, welches sich einem für die 
Betroffenen praxisnahen Ansatz und zugleich politisie-
renden Aspekten zuwendet.

Seit Oktober 2016 ist das Projekt Sanktionsfrei (www.
sanktionsfrei.de) online. Ganz praktisch sieht man sich als 
„Kombination aus digitaler Beratungsstelle, Rechtshilfe-
fonds und Kampagne“. Der gemeinnützige, unparteiische 
und sich komplett über Spenden finanzierende Verein 
hilft bei Schreiben an die Behörden rund um das Thema 
Sanktionen und kann in bestimmten Fällen die sanktio-
nierten Geldmittel in Höhe der verhängten Sanktion aus-

gleichen. Dies erfolgt durch einen Solidarfonds, der auch 
komplett aus Spenden gefüllt wird. Bei erfolgreichen Wi-
dersprüchen gegen die Sanktion fließt das Geld in den 
Solidartopf zurück. Diese Zahlungen an die Betroffenen 
sind als Nothilfezahlungen deklariert und so auch nach 
der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts nicht als 
anrechenbares Einkommen im Sinne des SGB II zu werten 
( so z. B.: BSG vom 17.06.2010 – B 14 AS 46/09 R).

Zum Einen ist der Ansatz, allen Menschen in der Bundes-
republik Deutschland ein menschenwürdiges Existenzmi-
nimum zu gewährleisten, hervorzuheben, zum Anderen 
die Idee, mit praktischer Unterstützung den Betroffenen 
zu helfen und gleichzeitig die Sanktionsmechanismen der 
Jobcenter ins Leere laufen zu lassen. Allerdings ist wohl 
nicht zu erwarten, dass die Tausenden von Sanktionen, 
die täglich ausgesprochen werden, durch einen derarti-
gen solidarischen Verein aus der Welt geschaffen werden 
können. Auf jeden Fall bleibt dies ein unterstützenswertes 
praktisches und zugleich politisches Projekt!

www.thomasplassmann.de
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Gegenforderungen und Eckpunkte 
für einen grundlegenden Wandel der 
Agenda 2010 und Änderungen in der 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
aus dem Newsletter von Harald Thomé 11/2017 vom 19.03.2017

ALG I / SGB III 

- Bezugsdauer von 48 Monaten

- tatsächlicher Rechtsanspruch auf Weiterbildung, Qualifizierung und Umschulung

- Reduktion der Anspruchsvorrausetzungen ½ Jahr in einem Bemessungszeitraum 

   von 3 Jahren

- Schaffung eines zweiten Arbeitsmarktes mit ABM in versicherungspflichtiger 

   Beschäfti gung und existenzdeckender Entlohnung 

ALG II/ SGB II 

- Abschaffung von Sanktionen 

- bedarfsdeckende Regelleistungen von 600 EUR für Alleinstehende 

- tatsächliche Unterkunftskosten und Heizung, spätestens dann,

   wenn Wohnungssuche nachgewiesen wurde       

- Rechtsanspruch auf Weiterbildung,  Qualifizierung, Umschulung und Ausbildung 

- Schaffung eines zweiten Arbeitsmarktes mit ABM in versicherungspflichtiger 

   Beschäftigung und existenzdeckender Entlohnung und Aufgabe von 1-EUR-Jobs 

Rente / Alterssicherung 

- Einführung einer Mindestalterssicherung von 1200 EUR, mit der ein Leben in Würde und 
ohne Leistungsbezug von SGB XII möglich ist. 

Das sind die Eckpunkte eines tatsächlichen grundlegenden Wandels und Abkehr von der 
Agenda 2010. 

Das sind gleichzeitig die Eckpunkte von Forderungen, welche die soziale Bewegung auf-
greifen sollte und gegenüber den Parteien eingefordert werden sollten.
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„Betriebsrente – Riester reloaded“
So nannte der Politikwissenschaftler Christoph Butterwegge das „Betriebsrentenstärkungsgesetz“, das die Große Koali-
tion noch schnell zum Schluss am ersten Juni 2017 verabschiedete (vgl. FR 1.6.17). Denn wie in einem Kontrapunkt zu 
der von einem breiten Bündnis verlangten Stärkung der gesetzlichen Rente setzten CDU, CSU und SPD wieder einmal 
auf die Förderung der privaten Altersvorsorge. Zum Schaden der Versicherten bedienten sie damit wieder das Inter-
esse der Unternehmer an niedrigen Versicherungsbeiträgen und das der Versicherungsbranche an neuer Kundschaft.  

Das neue Gesetz befreit die Unternehmen von einer Garantie für eine Betriebsrente in einer bestimmten Höhe – Rück-
lagen zu diesem Zweck müssen nicht mehr gebildet werden, im Falle von Finanzmarktkrise oder Insolvenz wird nur 
noch für die eingezahlten Beiträge gehaftet. Stattdessen sollen sich die Gewerkschaften in Abkommen mit Unterneh-
men um sichere Anlagen kümmern – was für ein vergiftetes Angebot, die Vertreter der Versicherten für die Verantwor-
tung für die Höhe von Unternehmensgewinn und Kapitalmarktrenditen mit ins Boot zu holen!

Zudem sieht das Gesetz eine Ausweitung der Entgeltumwandlung vor – Beschäftigte sollen einen höheren Anteil 
des Bruttoeinkommens befreit von Versicherungsbeiträgen und Steuern in die Betriebsrentenkasse einzahlen dürfen. 
Dementsprechend gesenkt werden aber die Einnahmen der gesetzlichen Rentenkasse und die zukünftigen gesetzli-
chen Renten ALLER Versicherten. 

Als Ausgleich sind die Betriebe in Zukunft gehalten, für Niedriglöhner*innen mit einem Bruttogehalt bis 2.200 Euro 
einen „Sicherungsbeitrag“ von mindestens 15 Prozent der in die Betriebrentenskasse eingezahlten Summe beizusteu-
ern. Aufgrund der Abschaffung der bisherigen Garantie sind sie aber immer noch gegenüber der früheren Leistungs-
zusage entlastet.

Als Bonbon obendrauf – und als Förderprogramm für die Kundenwerber der Versicherungsbranche – gibt’s zukünftig 
einen Freibetrag in der Grundsicherung im Alter in Höhe von der Hälfte des Regelbedarfs für Alleinstehende (2017: 
204,50 Euro), auf den eine Riester- oder Betriebsrente nicht mehr angerechnet wird. 

Im Sinne der Versicherten wäre es gewesen, die zu diesen Zwecken vorgesehenen Milliarden zur Erhöhung der ge-
setzlichen Mindestrenten auszugeben, die durch keine Gebühren für Versicherungen geschmälert werden und ihnen 
unabhängig von den Unsicherheiten der Betriebs- und Kapitalmarktrenditen zugute kommen. Was die Vertreter der 
Gewerkschaften dazu bewogen hat, bei dieser von der SPD-Bundesarbeitsministerin initiierten „Sozialpartnerschaft“ 
mitzumachen, können nur sie selber wissen. Sie haben damit der eigenen Kampagne zur Stärkung der gesetzlichen 
Rente einen Bärendienst erwiesen.

Joachim Sohns

Im Folgenden geben wir einen Beitrag aus  SoZ – Sozialistische Zeitung  wieder,  der – obwohl vor Verabschiedung des 
neuen „Betriebsrentenstärkungsgesetz“ verfasst – erhellende Informationen zur Einschätzung der Betriebsrentenför-
derung enthält.
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„Betriebsrentenstärkungsgesetz“
„Zur stabilisierenden ‚Nachjustierung‘ des ‚grundsätzlich 
richtigen‘ rentenpolitischen Systemswechsels zum teil-
privatisierten ‚Drei-Säulen-Modell‘ der Lebensstandardsi-
cherung im Alter orientierte das SPD-Rentenkonzept … 
auf eine vorrangige Stärkung  der Betriebsrenten als kol-
lektiv organisierte Form der kapitalgedeckten Altersvor-
sorge... Mit dem Referentenentwurf des ‚Betriebsrenten-
stärkungsgesetzes von Sozialministerin Andrea Nahles 
(SPD) geht diese Orientierung nun ihrer Umsetzung noch 
vor der Bundestagswahl entgegen.“

Das Gesetz will Anreize zum Abschluss von Tarifverträgen 
zur betrieblichen Altersvorsorge (baV) schaffen. „Die Tarif-
verträge sollen gemeinsame Versorgungseinrichtungen 
(Pensionskasse, Pensionsfonds oder Direktversicherung) 
der Arbeitgeber und Gewerkschaften vorsehen... Und sie 
sollen alle Beschäftigten zur Entgeltumwandlung ver-
pflichten, soweit sie nicht individuell widersprechen...

Der Rahmen zur steuerfreien Entgeltumwandlung (bei 
der die Beschäftigten auf einen Teil ihres Lohnes verzich-
ten und in die Betriebsrentenkasse einzahlen, J. S.) wird 
von 4 % auf 7 % des Bruttoeinkommens erhöht; die so-
zialabgabenfreie Entgeltumwandlung, die zur Minderung 
von Renten und Rentenniveau der Gesetzlichen Renten-
versicherung... beiträgt, bleibt bei 4 %. Riestergeförderte 
Betriebsrenten … werden von der Belastung der Betriebs-
renten  mit Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen 
ausgenommen....

Für die Rentenhöhe keine Haftung

Wichtigster Anreiz für Arbeitgeber zum Abschluss von 
baV-Tarifverträgen ist die Vereinbarung einer ‚reinen Bei-
tragszusage‘..., mit der sie sich vollständig aus Garantie- 
und Haftungspflichten für (Mindest-)Leistungen verab-
schieden... Über die Höhe der Betriebsrenten entscheidet 
dann allein der von der Gewerkschaft mitverantwortete 
Erfolg oder Misserfolg der Anlagepolitik der gemeinsa-
men Versorgungseinrichtung. Der Wegfall der Mindest-
garantien soll ausdrücklich auch Anlagen mit höheren 
Risiken ermöglichen, um bessere Renditen erzielen zu 
können... Letztlich… tragen die versicherten Beschäftig-
ten diese Risiken allein. 
Bei Vereinbarung der ‚reinen Beitragszusage‘ muss der Ar-
beitgeber einen ‚Zusatzbeitrag‘ zur Tarif -baV von minde-
stens 15 % des umgewandelten sozialversicherungsfreien 
Entgelts zahlen.

Bislang konnte er sich die bei sozialabgabenfreier Entgelt-
umwandlung eingesparten Arbeitgeberbeiträge zur Sozi-
alversicherung von knapp 20 % komplett in die Tasche 
stecken. Als Förderanreiz zur Tarif-baV für Geringverdie-
nende werden ihm jedoch bei Löhnen bis zu 2000 Euro 
30 % seines Zusatzbeitrags durch Abzug von der abzu-
führenden Lohnsteuer als steuerlicher ‚baV-Förderbeitrag‘ 
vergütet. Der Zusatzbeitrag schmälert dann seine unver-
diente Beitragsersparnis nur um 11,5 %...

Private Vorsorge wird privilegiert

… Zum einen wird die Grundzulage bei Riester von 154 
auf 165 Euro erhöht. Zum anderen werden für Renten 
aus Privatvorsorge in der Grundsicherung Freibeträge bis 
maximal 202 Euro monatlich eingeführt... Damit wird hier 
die Privatvorsorge gegenüber der erwerbslebenslangen 
Pflichtvorsorge in der GRV (gesetzlichen Rentenversiche-
rung, J. S.), deren Renten bei der Grundsicherung wei-
terhin voll als Einkommen angerechnet werden, gezielt 
privilegiert... Das ‚Betriebsrentenstärkungsgesetz‘ ist in 
Wirklichkeit ein ‚Privatvorsorge- und Kapitalmarktstär-
kungsgsetz‘ mit dem alleinigen Zweck, den mit Riester 
eingeleiteten Systemwechsel zu zementieren und zu ver-
tiefen... Nun soll gewerkschaftliche Tarifpolitik dazu bei-
tragen, der Teilprivatisierung der Alterssicherung neue 
Akzeptanz zu besorgen und den Kapitalmärkten frische 
Milliarden aus den Taschen auch und gerade von Gering-
verdienenden zuzuführen.

Will man dabei substanzielle Arbeitgeberbeiträge durch-
setzen, wird dies kaum ohne Folgen für die Ergebnisse 
von Lohntarifrunden bleiben – von Arbeitszeitpolitik ganz 
zu schweigen. Angesichts dessen muss irritieren, dass die 
Gewerkschaften, deren aktuelle Rentenkampagne im-
merhin unter dem Motto ‚Kurswechsel: Die gesetzliche 
Rente stärken!‘ steht, den Zusammenhang des Gesetzent-
wurfs mit dem Abbau der GRV in ihren Stellungnahmen 
nicht einmal thematisieren. Stattdessen legen IG Metall, 
IG BCE, DGB und auch Ver.di Haltungen an den Tag, die 
von verhalten konstruktiv bis zu pauschalem ‚begrüßt 
und unterstützt‘ (IG BCE) reichen, jedenfalls nie grund-
sätzlich ablehnend sind.“

(Zitiert aus dem gleichnamigen Artikel von Daniel Kreutz in 
SoZ – Sozialistische Zeitung 2/2017 S. 6. Der Entwurf des Be-
triebsrentenstärkungsgesetz wurde am 21.12.2016 von der 
Bundesregierung beschlossen – J. S.)
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Die Spaltung zwischen Arm und Reich und eine Politik, die statt Umverteilung zu Gunsten der Reichen das Leben 
für Arme erträglicher macht, sollten Themen im Bundestagswahlkampf sein. Die Vermögenssteuer wurde ausgesetzt, 
der Spitzensteuersatz gesenkt, Kapitalerträge werden pauschal mit nur 25 Prozent besteuert. Die Steuerreformen seit 
Ende der 1990er Jahre haben dazu geführt, dass die reichen Haushalte steuerlich stark entlastet wurden. Gleichzeitig 
zahlen die untere Einkommenshälfte und besonders die armen Haushalte erheblich mehr Steuern als früher. Sie sind 
zudem von indirekten Steuern überproportional belastet. Diese ungerechte Steuerpolitik muss beendet werden.

Wir veröffentlichen deshalb auszugsweise den Aufruf des Bündnisses „Reichtum umverteilen – ein gerechtes Land für 
alle“, zu dem sich über 30 Organisationen zusammengeschlossen haben (siehe https://www.reichtum-umverteilen.
de/). Wir meinen, die Wahlprogramme der Parteien müssen sich daran messen lassen, inwieweit sie auf die Forderun-
gen des Bündnisses eingehen. Tun sie es nicht, werden sie die drängenden Probleme nicht lösen und dem fatalen 
Trend, aus Angst vor sozialem Abstieg Heil in Nationalismus und Fremdenfeindlichkeit zu suchen, nicht wirksam ent-
gegentreten können. (Quer-Red.)

„...In Deutschland gibt es so viel Reichtum wie nie zuvor, wir müssen ihn endlich vernünftig verteilen und gerecht 
einsetzen.  Doch seit Jahrzehnten nehmen weltweit und in Deutschland soziale Ungleichheit, Unsicherheit und Unge-
rechtigkeit zu. Die Einkommen der Beschäftigten sind weit hinter der Entwicklung der Gewinne und Vermögensein-
kommen zurückgeblieben. Millionen Menschen sind von Erwerbslosigkeit oder Armut trotz Arbeit betroffen.

Bund, Länder und Gemeinden haben zu wenig investiert und viel Personal abgebaut. Öffentliche und soziale Leistun-
gen wurden gekürzt, das Rentenniveau befindet sich im Sinkflug und in vielen Städten wird es immer schwieriger, eine 
bezahlbare Wohnung zu finden...

Zugleich wurden Steuern auf große Vermögen, hohe Einkommen und Gewinne gesenkt und Kapitalmärkte entfesselt. 
Viele große Konzerne drücken sich notorisch vor der Steuer. Reichtum und Macht konzentrieren sich in immer weniger 
Händen. In der Politik dominieren die Interessen der wirtschaftlich Mächtigen....

Wir brauchen eine neue, gerechtere Politik:

bessere soziale Absicherung und stärkere Rechte der Beschäftigten, der kleinen Selbstständigen, der Erwerbslosen, 
der    Rentnerinnen und Rentner, der Kinder und Familien, der Menschen mit Behinderung und der Schutzsuchenden;

mehr öffentliche Investitionen und mehr Personal...

ökologisch nachhaltige und bezahlbare Energieversorgung...;

Bereitstellung und Bau von ausreichend bezahlbaren Wohnungen;

bedarfsdeckende Finanzausstattung besonders der hoch belasteten und verschuldeten Städte und Gemeinden.

Mit mehr Steuergerechtigkeit können wir das finanzieren! Die große Mehrheit der Bevölkerung wird dadurch nicht 
belastet, sondern wird davon profitieren:

Finanzstarke Unternehmen und Reiche müssen wieder höhere Beiträge zur Finanzierung des Gemeinwesens leisten; 
sehr hohe Einkommen sind stärker zu besteuern; Kapitalerträge dürfen nicht privilegiert werden;

Steuerbetrug muss bekämpft und Steuerschlupflöcher müssen beseitigt werden...;

eine Vermögenssteuer und eine reformierte Erbschaftsteuer müssen die Millionäre und Milliardäre angemessen an der 
Finanzierung der öffentlichen Aufgaben beteiligen und soziale Ungleichheit abbauen.“

Aufruf: Reichtum umverteilen - ein 
gerechtes Land für alle!
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Unterkunfts- und Heizkosten:
Wie hoch dürfen sie für Hartz-IV- und 
Sozialhilfe-Berechtigte sein?

Bei den Widersprüchen und Klagen gegen Bescheide der 
Jobcenter und Sozialämter sind die sogenannten Kosten der 
Unterkunft und Heizung (KdUH) seit Jahren der häufigste 
Grund. Die KdUH müssen von den Kommunen selbst aufge-
bracht werden – weshalb ihr Interesse groß ist, mit einem 
rechtssicheren Verfahren zur Bestimmung angemessener 
Unterkunfts- und Heizkosten die Ausgaben möglichst ge-
ring halten zu können. 

Das Bundessozialgericht verlangt ein „Schlüssiges 
Konzept“  zur Bestimmung von angemessenen Unter-
kunfts- und Heizkosten.

Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts der 
letzten Jahre müssen die Kommunen dazu ein „Schlüssi-
ges Konzept“ entwickeln, womit dann in der Regel privat-
wirtschaftliche Institute beauftragt werden. Solange kein 
„Schlüssiges Konzept“ vorhanden ist, kann „hilfsweise“ auf 
die Werte der Wohngeldtabellen (plus Sicherheitszuschlag 
von 10 Prozent) zurückgegriffen werden. 

Ein „Schlüssiges Konzept“ für ein heilloses Chaos?

Eine Untersuchung im Auftrag des BMAS1 vom Januar 2017 
zeigt, dass die Folgen dieser Rechtsprechung bundesweit 
zu einem chaotischen Durcheinander geführt haben. Mit 
„Methodenvielfalt und Methodenfreiheit“ hat die Vorsitzen-
de Richterin am BSG, Frau Knickrehm, höflich umschrieben, 
wie unterschiedlich und willkürlich die Kommunen bei der 
Festsetzung der örtlichen Angemessenheitsgrenzen vor-
gehen. Von Rechtssicherheit durch nachvollziehbare und 
transparente Verfahren und einer Verwirklichung des Men-
schenrechts auf Wohnen als Teil einer menschenwürdigen 
Existenzsicherung ist dieser Zustand weit entfernt.  

Die Betroffenen geraten durch diese Zustände zunehmend 
in Schwierigkeiten. Sie  leben in ständiger Angst, aus ihren 
Wohnungen und Quartieren verdrängt zu werden – auch 

durch die restriktive Handhabung von Mietobergrenzen vor 
allem in Ballungsgebieten und wachsenden Städten. Dort 
haben die Betroffenen aber kaum Chancen, für sie noch be-
zahlbaren Wohnraum zu finden.

Was Rechtssicherheit und Transparenz für Betroffene 
und Kommunen bringen sollte, droht zu einem „Schlüs-
sigen Konzept“ zur weiteren Ausgrenzung der Armen zu 
werden.
„Das BMAS unter Ministerin Andrea Nahles (SPD) will nun 
auf Basis der Studie nachbessern. Eine Unterarbeitsgruppe 
der Arbeits- und Sozialministerkonferenz soll Vorschläge für 
eine gesetzliche Neuregelung erarbeiten, teilt das Ministeri-
um auf seiner Internetseite mit.“ (Junge Welt, Ausgabe vom 
08.02.2017, Seite 5 / Inland)

Vor diesem Hintergrund ist es notwendig, dass sich Betrof-
fene, Erwerbslosen-Netzwerke, Wohlfahrtsverbände, Ge-
werkschaften und kirchliche Organisationen in die Diskus-
sion einschalten. Dazu wollen wir uns auf einer Fachtagung 
intensiv mit dem „Schlüssigen Konzept“ und seinen Folgen 
auseinandersetzen – mit der Expertise von ausgewählten 
Jurist_innen, Sozialwissenschaftler_innen und Wohnungs-
marktexpert_innen.

Aus Sicht der ALSO könnten die Ziele der Tagung sein:

1. Vernünftige Alternativen zum Chaos der „Methoden-
vielfalt und Methodenfreiheit“ zu finden, 

2. Forderungen an das BMAS zur gesetzlichen Neurege-
lung zu formulieren,

3. im Sinne von Empowerment Betroffenen und ihren 
Organisationen Kompetenzen und Möglichkeiten zum 
direkten Eingreifen vor Ort zu vermitteln.

Fachtagung zum Thema „Schlüssiges Konzept“ 

des Deutschen Instituts für Menschenrechte, der Nationalen Armutskonferenz und 

der Arbeitslosenselbtshilfe Oldenburg (ALSO)  am 9. November 2017 in Berlin!

Nähere Informationen und Einladungen folgen demnächst.
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Die Mietobergrenzen nicht  den 
Gerichten überlassen!
Das „schlüssige Konzept“ muss politisiert werden

I. Das Recht auf Wohnen ist ein Menschenrecht

Als Teil des Rechts auf einen angemessen Lebensstandard fest verankert in der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte von 1948

Art. 11 des Internationalen Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (ICESCR). Er wurde am 16. Dezem-
ber 1966 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen einstimmig verabschiedet, von Deutschland ratifiziert 
1973

in dem von Deutschland ratifizierten UN-Sozialpakt von 1966 (seit 1976 in Kraft)

Art. 16 der Europäischen Sozialcharta vom 16. Dezember 1966 

Art. 31 der revidierten Europäischen Sozialcharta von 1999

II. Das Recht auf Wohnen scheitert am kapitalistischen Wohnungsmarkt

Solange die Wohnung als Ware in der kapitalistischen Marktwirtschaft gehandelt wird, gibt es periodisch wiederkeh-
rende Wohnungsnot.

Der Staat hat sich nach dem zweiten Weltkrieg mit der Reduzierung des Sozialwohnungsbaus, der Umstellung auf 
Wohnraumförderung bis hin zur individualisierten Förderung über das Wohngeld aus der Wohnraumregulierung im-
mer weiter zurückgezogen.

Gab es 1999 noch rund vier Millionen Sozialwohnungen, war die Zahl 2013 auf 1,48 Millionen gesunken (Spiegel onli-
ne, 27.07.2015) und ging seitdem bis heute noch einmal um mehr als 150.000 zurück (Cash.online, 23.02.2017). 

Die aktuelle Krise in der Wohnraumversorgung ist ein Phänomen der sozialen und regionalen gesellschaftlichen Spal-
tung und wird verschärft durch die zur Zeit weltweit niedrigen Kapitalmarktzinsen, die Investitionen in Immobilien 
attraktiv machen. Wohnungsbau als Kapitalanlage unterliegt dem Gesetz des Profits. Solange es eine zahlungskräftige 
Nachfrage gibt, lohnt sich der Bau, Verkauf und die Vermietung von Immobilien. 70 bis 80 Prozent aller neugebauten 
Häuser und Wohnungen werden an Anleger verkauft. 

Die Bedürfnisse von MieterInnen mit geringem Einkommen und die Nachfrage nach günstigem Wohnraum spielen 
dabei keine Rolle, sondern dieser Prozess führt dazu, dass überwiegend Eigentums- und Mietwohnungen mit gehobe-
ner Ausstattung neugebaut und vorhandene Wohnungen teuer saniert werden.

Die in der Geschichte periodisch immer wieder auftauchende Wohnungsnot  zeigt, dass ohne staatliche Regulierung 
das Grundbedürfnis nach angemessenem Wohnraum nicht befriedigt weden kann und die Wohnungswirtschaft dem 
kapitalistischen Markt entzogen werden sollte. Wir denken, dass langfristig die Befriedigung von Grundbedürfnissen 
wie Wohnen, Energie, Ernährung, Bildung, Verkehr, Kommunikation und Kultur auf einem dem gesellschaftlichen 
Reichtum angemessenen Niveau für alle Menschen als commons organisiert sein sollte. 

III. Das Recht auf Wohnen als „Bedarfe für Unterkunft und Heizung“ im SGB II

Solange die Regierungen das Bedürfnis nach Wohnungen nicht sozialpolitisch regulieren, sondern dem kapitalisti-
schen Markt überlassen, gerät der sozialstaatliche Anspruch in Konflikt mit der Wirklichkeit. Individuell bleibt dann oft 
nur der Weg über die Gerichte. Was sozialpolitisch und gesellschaftlich entschieden und gestaltet werden müsste, wird 
so auf die Ebene der Rechtsauseinandersetzung verschoben. 
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Das hat mit der höchstrichterlichen Rechtssprechung rund um den unbestimmten Rechtsbegriff der „Angemessen-
heit“ inzwischen abstruse Formen angenommen. Anstatt dass politisch darüber entschieden wird, wie die Menschen 
in unserer Gesellschaft dem gesellschaftlichen Reichtum angemessen wohnen und leben können, müssen Richter_in-
nen sich zu Wohnungsmarktexperten deklarieren, mit sozialwissenschaftlicher Expertise Untersuchungen über Miet-
preisentwicklungen, Vergleichsräume, Segregation und sozialer Durchmischung anstellen und über Unterschiede zwi-
schen abstrakter und individueller Angemessenheit fachsimpeln – und dabei immer den Anschein von Objektivität, 
Neutralität und Rechtssicherheit wahren.

Wie groß und wie teuer aber eine Wohnung für jemanden sein darf, der auf staatliche Unterstützung angewiesen ist, 
kann nicht wissenschaftlich objektiv entschieden werden. Das bleibt immer eine ökonomische, politische, vor allem 
aber auch moralische Frage. Eine Frage, wie wir in unserer Gesellschaft miteinander leben wollen.

Mit den Anforderungen an ein „schlüssiges Konzept“ zur Bestimmung von angemessenen Kosten für Unterkunft und Heizung hat 
das BSG – ungewollt? – den Kommunen ein Instrument zur Vermeidung dieser moralisch-sozialpolitischen Entscheidungen an die 
Hand gegeben.

IV. Das „Schlüssige Konzept“ ist eine juristische Sackgasse 
Fatal ist daran, dass dieses Instrument in die Hände der kommunalen Verwaltung gegeben wird, die es – oft komplett 
an den gewählten Vertretern in den Stadträten vorbei –  von einem möglichst kostengünstigen privatwirtschaftlichen 
Institut umsetzen lässt, das zum günstigsten Preis am überzeugendsten rechtssichere Ergebnisse verspricht. An einer 
fachkundigen oder sozialpolitischen Beurteilung der Ergebnisse sind Verwaltung und Politik strukturell wenig interes-
siert, wenn nicht sowieso damit überfordert. Zufrieden sind beide, wenn die vom Institut ermittelten Mietobergrenzen 
möglichst unter oder wenigstens nicht über den bis dahin gewährten liegen.

Ist so ein „schlüssiges Konzept“ aber erst einmal installiert, dann kann es nur noch sehr schwer verändert oder abgesetzt 
werden. Je mehr und je länger „schlüssige Konzepte“ installiert sind, desto einfacher können sich die Sozialgerichte bei 
Klagen auf die abstrakten Angemessenheitsgrenzen berufen, die schließlich wissenschaftlich ermittelt worden seien 
und nach jeweils höchstens zwei Jahren aktualisiert werden müssen. Die Institute erhalten so in der Regel lukrative 
Dauerabonnements. Den Betroffenen bleibt nur die Klage wegen Verstoßes gegen die individuelle Angemessenheit, 
die eben nur individuell und sehr aufwändig zu begründen ist und selten in die höheren Instanzen gehen wird.

Die BSG-Rechtsprechung hat mit dem „Schlüssigen Konzept“ den Kommunen ein Instrument an die Hand gegeben, 
mit dem sie an ihrer eigenen Wohnungsmarktpolitik vorbei sich und die Sozialgerichte gegen sozialrechtliche Ansprü-
che auf Wohnen sozusagen selbst immunisieren.

In jeder Kommune, die ein „schlüssiges Konzept“ installiert, ist der juristische Kampf um das Menschenrecht auf Woh-
nen in einer Sackgasse gelandet.

V. Das „Schlüssige Konzept“ muss repolitisiert werden

Die ALSO hat nach dem Fachgespräch des Deutschen Instituts für Menschenrechte (DIMR): „Wie kommen die Armen zu ihrem 
Recht?“ am 24. März 2017 eine Auseinandersetzung zum Thema „Schlüssiges Konzept“ angeregt. Das DIMR hat diese Initiative 
dankenswerter Weise aufgegriffen. Eine Tagung zum Thema am 9. November 2017 ist bereits in Planung. 

Siehe die Ankündigung in dieser Ausgabe der quer S.17.
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Das Grundsatzprogramm der AFD
Ein Parteiprogramm gibt den innerparteilich ausgehandelten und veröffentlichten 
programmatischen Stand einer Partei zu einem Zeitpunkt wieder. Setzt man sich aus-
schließlich mit dem Text eines Parteiprogramms auseinander, müssen die innerpartei-
lichen Auseinandersetzungen vor und nach der Veröffentlichung des Parteiprogramms 
unberücksichtigt bleiben. Dies kann als Einschränkung gesehen werden, aber auch den 
Blick auf die wesentlichen Positionen einer Partei unabhängig von taktischen Manövern 
der Parteistrategen offenlegen. Wir werden uns hier aus Platzgründen nur exemplarisch 
mit Forderungen und Positionen aus dem Grundsatzprogramm der AFD auseinander-
setzen, die Präambel ansatzweise diskursanalytisch behandeln und eine Definition von 
Populismus vornehmen.

In dem am 30.4./1.5.2016 verabschiedeten Grundsatzpro-
gramm der AFD sehen wir drei Prinzipien umgesetzt:

1.Das Programm bedient viele politische Richtungen, 
auch linke, und ist dabei in sich widersprüchlich:

„Durch marktwirtschaftlichen Wettbewerb ergeben sich die 
besten ökonomischen Ergebnisse. Das unsubventionierte 
Angebot, von dem sich die Marktteilnehmer den größten 
Vorteil versprechen, setzt sich dauerhaft durch. Deshalb gilt 
für die AfD: Je mehr Wettbewerb und je geringer die Staats-
quote, desto besser für alle.“ (S. 67)

„Die kommunalen, dezentralen Wasserversorgungsbetriebe 
wollen wir unterstützen. Eine Privatisierung und damit Kom-
merzialisierung der Grundversorgung mit Trinkwasser leh-
nen wir ab.“ (S. 71)

„Fischerei ist Kulturgut. Unsere Fischer sind beim Beseitigen 
von Wettbewerbsnachteilen zu unterstützen...“ (S. 88)

Wer in der öffentlichen Diskussion auf die Inkonsi-
stenz im Programm der AFD verweist, dem entwischt 
die AFD wie ein Stück Seife, und die gerechtfertigte 
Kritik nutzt die AFD als Ausweis des voreingenomme-
nen Umgangs mit ihr.

2. Das Programm bietet eingängige, an einfachen 
Lösungen orientierte Forderungen, die scheinbar ohne 
gesellschaftlichen Aushandlungsprozesse realisierbar 
sind:„Die AfD vertritt eine Außenpolitik, die darauf verpflich-
tet ist, die außen- und sicherheitspolitischen, die wirtschaft-
lichen und kulturellen Interessen Deutschlands zu wahren.“ 
(S.31)

„Wir sind für die Freiheit der Handelswege, der internationa-
len Kommunikation (wie die des Internets), für den „Schutz 
der natürlichen Lebensgrundlagen und für die gleichberech-
tigte, faire Nutzung der globalen Ressourcen.“ (S. 31)

Auf diese Forderungen der AFD einzugehen, bedeutet 
für die AFD Öffentlichkeitsarbeit zu leisten.

3. Das Programm führt über das „WIR“ das völkische 
Denken ein und fördert in der Abgrenzung von Volk und 
der Abwertung von NICHT-Volk zu rassistischem Denken:

„Eine einseitige Hervorhebung der Homo- und Transsexua-
lität im Unterricht lehnen wir ebenso entschieden ab wie 
die ideologische Beeinflussung durch das „Gender-Main-
streaming“. Das traditionelle Familienbild darf dadurch 
nicht zerstört werden. Unsere Kinder dürfen in der Schule 
nicht zum Spielball der sexuellen Neigungen einer lauten 
Minderheit werden.“ (S.54)

„Die Ideologie des Multikulturalismus, die importierte kul-
turelle Strömungen auf geschichtsblinde Weise der einhei-
mischen Kultur gleichstellt und deren Werte damit zutiefst 
relativiert, betrachtet die AfD als ernste Bedrohung für den 
sozialen Frieden und für den Fortbestand der Nation als kul-
turelle Einheit.“ (S. 47)

Diesen Positionen muss scharf entgegengetreten 
werden, ohne durch die Art und Weise (Sprachwah) 
die ideologischen Grundpositionen der AFD damit 
diskussionsfähig zu machen. 
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Die Präambel

Parteiprogramme und noch viel mehr aktuelle Wahlpro-
gramme werden im Kontext der aktuellen politischen Dis-
kussion angepasst. Hingegen sind Präambeln in Grund-
satzprogrammen der Parteien von kurzfristigen Aktuali-
sierungen unberührt. 

Die Präambel des AFD-Programms macht den Charakter 
der Partei eindeutig, mehr als die in sich unstimmigen 
Forderungen des Programms.

Eingangs der Präambel heißt es:

MUT ZU DEUTSCHLAND.

FREIE BÜRGER,

KEINE UNTERTANEN.

Wir sind Liberale und Konservative.

Wir sind freie Bürger unseres Landes.

Wir sind überzeugte Demokraten.

Die elliptische Formulierung „Mut zu Deutschland“ als Ein-
leitung muss ergänzt werden. Nahe liegt ein Verständnis 
der verkürzten Formulierung als „Habe den Mut, dich zu 
Deutschland zu bekennen“. Diese Formulierung erinnert 
an den Satz von Kant, „Habe den Mut, dich deines eigenen 
Verstandes zu bedienen“. Liest man den Satz so, wird man 
in die Zeit vor der Aufklärung versetzt und aufgefordert, 
diesen Zustand durch ein Bekenntnis zu Deutschland zu 
beenden. Die Formulierung „Zu Deutschland“ rückt ohne 
Umschweife den Nationalstaat in den Mittelpunkt und er-
innert fatal an den Trump-Satz: „America first!“ 

„Freie Bürger, keine Untertanen“ verstärkt den Eindruck, 
in einer voraufklärerischen Zeit zu leben. Als Untertanen 
wurden bekanntlich bis ins 19. Jahrhundert Menschen 
bezeichnet, die in Abhängigkeit von der Obrigkeit ohne 
individuelle Freiheitsrechte lebten, für die die Rechte frei-
er Bürger noch nicht galten. 

Freie Bürger, habt den Mut, euch zu Deutschland zu be-
kennen, seid keine Untertanen mehr.

Mit den versartigen Einleitungssätzen wird durch die drei-
fache Wiederholung ein „Wir“ konstituiert, eine Gemein-
samkeit hergestellt, ohne zunächst zu verdeutlichen, wer 
das „Ihr“ ist. Das „Wir“ sind offensichtlich die, die den Mut 

zum Bekenntnis für Deutschland haben. Sie sind, heißt es 
weiter, Liberale und Konservative, freie Bürger und über-
zeugte Demokraten. Sie definieren sich als dies und das 
und vor allem als „freie“ Bürger, gegen die niemand etwas 
haben kann. Sie bezeichnen sich als „überzeugte Demo-
kraten“. In dieser Formulierung mit einem hohen Selbst-
bezug steckt vor allem das Nicht-Gesagte: Indem sie sich 
als „überzeugte“ Demokraten bezeichnen und nicht ein-
fach nur als Demokraten, stellen sie sich erstens gegen 
den möglichen Vorwurf, Rechtsextremisten und Faschi-
sten zu sein, und setzen sich zweitens von allen anderen 
anderen Parteien ab, die sich als Demokraten bezeichnen.

„Zusammengefunden haben wir uns als Bürger mit unter-
schiedlicher Geschichte und Erfahrung, mit unterschiedli-
cher Ausbildung, mit unterschiedlichem politischen Werde-
gang. Das geschah in dem Bewusstsein, dass es an der Zeit 
war, ungeachtet aller Unterschiede, gemeinsam zu handeln 
und verantwortungsbewusst zu tun, wozu wir uns verpflich-
tet fühlen. Wir kamen zusammen in der festen Überzeugung, 
dass die Bürger ein Recht auf eine echte politische Alternati-
ve haben, eine Alternative zu dem, was die politische Klasse 
glaubt, uns als ‚alternativlos‘ zumuten zu können.“

Bei der AFD handelt es sich um eine Partei, die sich ge-
gründet hat. In der Präambel heißt es aber dazu: „Zusam-
mengefunden haben wir uns als Bürger“; es klingt nach 
dem Zusammentreffen Einzelner, ähnlich der Bildung ei-
ner Wählergemeinschaft oder einer Bewegung. Betrach-
tet man den beschriebenen Prozess im Vergleich mit einer 
gebildeten Partei, erscheint die AFD als Ausdruck des Wol-
lens und Wünschens von Liberalen und Konservativen, al-
so ganz normaler freier Bürger. Dieser Gründungsprozess 
erfährt sprachlich schon fast biblische Züge: So heißt es: 
„Das geschah in dem Bewusstsein, dass es an der Zeit war...“. 
In Lukas 2, 1-20 heißt es: „Es begab sich aber zu der Zeit, 
dass ein Gebot von dem Kaiser Augustus ausging, dass alle 
Welt geschätzt würde.“ Die Formulierung in der Präambel 
ist keine reine sachbezogene Äußerung und erfährt ihre 
Bedeutung durch die an dieser Stelle ungewöhnliche Ver-
wendung der Konjunktion „dass“ statt des in Sachtexten 
erwartbaren „weil“. Der Hinweis auf die Bibel und Religion 
an dieser Stelle ist nicht nur ein Versehen, sondern deu-
tet auf den mit Religion verbundenen Sendungscharakter 
hin, der die AFD antreibt.

Diese in der AFD versammelten Bürger, so wird sugge-
riert, seien auf vielen Ebenen sehr unterschiedlich, die 
Gemeinsamkeit liege aber in ihrem Verantwortungsge-
fühl, gemeinsam handeln zu müssen, nicht nur zu wollen. 
Indem das Handeln der AFD als ein äußerer Sachzwang 
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aus Verantwortung heraus dargestellt wird, der das Han-
deln der freien Bürger bestimmt, wird zugleich die Ver-
antwortung für den herrschenden Zustand anderen, die 
hier noch nicht genannt werden, zugeschoben. Es bleibt 
nur die Frage nach dem Inhalt und der Richtung der ge-
meinsamen Handlung. Diese wird an dieser Stelle nicht 
inhaltlich bestimmt, sondern in Opposition zu dem als 
alternativlos vorgestellten Handeln der politischen Klas-
se. Und damit ist jetzt auch klar, wer hier das IHR ist: die 
politische Klasse. Dieser stehen Menschen gegenüber, die 
eigentlich freie Bürger sein könnten, aber womöglich als 
Untertanen gehalten werden. 

„Dem Bruch von Recht und Gesetz, der Zerstörung des 
Rechtsstaats und verantwortungslosem politischen Han-
deln gegen die Prinzipien wirtschaftlicher Vernunft konnten 
und wollten wir nicht länger tatenlos zusehen. Ebenso woll-
ten wir nicht länger hinnehmen, dass durch das Regime der 
EURO-Rettung längst überwundene Vorurteile und Feind-
seligkeiten zwischen den europäischen Völkern neu aufbre-
chen.

Daher haben wir uns dafür entschieden, Deutschland und 
seinen Bürgern in allen Bereichen eine echte politische Alter-
native zu bieten.“

Dem politischen System wird nicht nur eine aus Sicht 
der AfD inhaltlich falsche Politik vorgeworfen, sondern 
Rechtsbruch und die Zerstörung des Rechtsstaates. Ne-
bulös bleibt hier das Agens der Handlung. Statt Verant-
wortliche zu nennen, wird nur allgemein von „verantwor-
tungslosem politischem Handeln“ gesprochen. Diese her-
gestellte Leerstelle erlaubt es jeder Leserin/jedem Leser, 
diese mit eigenem Inhalt zu füllen, wodurch eine allge-
meine Politikunzufriedenheit bedient wird. Diese kann 
sich letztlich nur gegen die Akteure der legitimierten Poli-

•	 Populismus kann nur entstehen, wenn sich große Teile der Bevölkerung eines Staates nicht mehr 

durch diejenigen Herrschenden, die ihre Interessen zu vertreten vorgeben, repräsentiert fühlen 

und ihre eigene Zukunft (nicht unbedingt ihre Gegenwart) bedroht sehen.

•	 Populismus ist aber weniger durch bestimmte politische Inhalte zu charakterisieren als vielmehr 

durch seine Art und Weise der politischen Artikulation. Die diskursiven Mittel, deren sich der Popu-

lismus bedient, dominieren die politischen Ziele, die er jeweils (angeblich) anstrebt.

•	 Populismus bedient in erster Linie die vertikale Topik  „Wir (das Volk) hier unten gegen die da oben 

Populismus (Anm. 3)

tik wenden. Die AfD lehnt nicht nur die Euro-Rettungspo-
litik ab, sondern das Regime der Euro-Rettung. Die Wort-
wahl „Regime“ evoziert die Annahme einer unrechtmäßi-
gen, undemokratischen staatlichen Handlung, die, so die 
Fortführung, die europäischen Völker - es könnte auch 
hier Länder oder Nationen (Anm. 1) heißen - wieder in den 
Krieg treiben kann. Dies ist eine perfide Argumentation, 
weil sie mit einer Institutionskritik hinterrücks völkische 
und nationalistische Grundpositionen einführt. Diese 
Textstelle weist eine weitere Besonderheit auf. Wie schon 
erwähnt, wird hier von den europäischen Völkern gespro-
chen. Aus der inneren Logik dieser Textstellen könnte hier 
auch von Nationen oder Ländern gesprochen werden. Die 
Rede von den feindseligen europäischen Völkern setzt er-
stens die Kategorie „Volk“ als Ausgangspunkt und schließt 
historisch an den Sprachgebrauch des 19. Jahrhunderts 
an. Wir, das deutsche Volk – ihr die anderen, wird hier kon-
stituiert: Deutschland first.

Aus der Sichtweise der AFD hat sie sich dazu entschieden, 
eine echte politische Alternative zu sein. Wenn jemand 
staatliches Handeln als die Zerstörung des Rechtsstaa-
tes und in der Konsequenz als friedensgefährdend oder 
gar kriegstreibend ansieht, dann, so könnte man sagen, 
bedarf es eines entschiedenen und vielleicht in der Wahl 
der Mittel energischen Widerstandes, ja es muss Wider-
stand geleistet werden. Somit schafft sich die AfD hier die 
Rechtfertigung für drastische Aktionen und letztlich Ge-
waltmaßnahmen (Anm. 2). 
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(die herrschende Parasitenkaste)“, in zweiter Linie die horizontale Topik  „Wir hier drinnen (das eige-

ne Volk) gegen die da draußen (die Fremden)“.

•	 Populismus bedarf einer Führergestalt, die den als einheitlich imaginierten Volkswillen repräsen-

tiert und  „denen da oben“ auf Augenhöhe entgegentritt, ohne sich mit ihnen gemein zu machen.

•	 Populismus verachtet das diskursive Aushandeln politischer Entscheidungen zwischen verschiede-

nen Interessengruppen, organisiert sich daher als Bewegung, nicht als Partei (im herkömmlichen 

Sinne), und kann so erfolgreich einfache Lösungen suggerieren.

•	 Die „einfachen“ Lösungen werden dichotomisiert: Entweder Ja oder Nein, Schwarz oder Weiß. Po-

pulismus favorisiert deshalb plebiszitäre Entscheidungen.

•	 Populismus ist prinzipiell minderheitenfeindlich und neigt zur Sündenbockkonstruktion von Min-

derheiten.

•	 Populismus hat – aufgrund dieser Eigenschaften – Rechtsextremismus „im Gepäck“, und zwar egal, 

ob er ursprünglich von links oder rechts herkommt.

•	 Populismus ist aber nicht mit genuinem Rechtsextremismus zu verwechseln; denn letzterer speist 

sich primär aus politisch-ideologischen Quellen.

•	 Populismus inszeniert sich deutlich gegen die diskursiven Praktiken der herrschenden Eliten. Argu-

mentative Überzeugung und Orientierung an der Wahrheit haben für ihn allenfalls taktische Rele-

vanz. 

•	 Populismus hat stattdessen ein besonderes Näheverhältnis zu den jeweils neuesten Medien, die 

der direkten Ansprache des Volkes durch die Führung dienen. Presse (insbesondere Boulevard-) 

und Fernsehen sind wegen ihrer „Politainment“-Funktion für den Populismus wesentlich günstiger 

als für die Präsentation komplexer parlamentarischer Aushandlungsprozesse.

•	 Populismuskritik von demokratischen Medien, PolitikerInnen und WissenschaftlerInnen wird regel-

mäßig selbst zum Bestandteil des populistischen Diskurses und verstärkt ihn; zum einen, weil sie 

per Skandalisierung dem Populismus mehr öffentliche Aufmerksamkeit liefert, zum anderen, weil 

sie die Konfrontation der populistischen Bewegung gegenüber den herrschenden Eliten belegt.

Franz Januschek/ Rainer Patzelt

Anm. 1: Der Begriff  „Nation“ kommt nur zweimal im gesamten Parteiprogramm vor, der Begriff „national“ nur einmal. Der Begriff „Volk“ 
kommt nur sechsmal vor.

Anm. 2:  Ausführlichere Analyse siehe: https://www.linkes-forum-oldenburg.de/geschichte-der-linken/126-populismus/259-afd-pro-
gramm.html.

Anm. 3:  Vgl. Franz Januschek/ Martin Reisigl (Hg.) Populismus im der digitalen Mediendemokratie ( Osnabrücker Beiträge zur Sprach-
theorie 86/ 2014)
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Nachruf

Unser Kollege Ernst Taux ist am 06.04.2017 im Alter von 74 Jahren verstorben.

Mit Trauer und Betroffenheit gedenken wir an die Zeit, in der Ernst uns begleitet hat und 
darüber hinaus.

Seit 1995 bis zu seinem Tode gehörte Ernst Taux zum Sozialberaterteam der Arbeitslo-
seninitiative Wilhelmshaven-Friesland und zum Regionalverbund er Erwerbsloseninitia-
tiven Weser-Ems.

Ernst Taux war ein überaus liebenswerter Mensch, der für seine Überzeugung lebte. Sei-
ne Aufrichtigkeit, seine Klarheit und seine Offenheit verschafften ihm Anerkennung und 
Respekt bei allen Mitstreiter_innen in sozialen Angelegenheiten, auch in politischen Krei-
sen. Sein Scharfsinn und seine kritischen Fragen machten ihn zu einem geschätzten und 
geachteten Kollegen. Ernst hat uns stets den Blickwinkel auf die Welt und ihre „soziale 
Gerechtigkeit“ geöffnet. Wir haben gemeinsam gelacht, gestritten und gestreikt für eine 
gerechtere Welt. Die Ali WHV-FRI und der Regionalverbund der Erwerbsloseninitiativen 
Weser-Ems werden Ernst Taux als aufrechten Streiter für Gerechtigkeit der Menschen im 
Umgang miteinander in Erinnerung behalten.
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Arbeitslosengeld 1 und andere Leistungen nach dem SGB III

Sperrzeitgefahr ohne Nach-
weis von Eigenbemühungen

Das Bundessozialgericht (BSG) hat 
sich in zwei aktuellen Verfahren mit 
dem Thema Sperrzeit für unzurei-
chende Eigenbemühungen beschäf-
tigt. Es stellt dazu fest, dass eine sol-
che Sperre auch dann eintritt, wenn 
Arbeitslose trotz Belehrung über 
die Rechtsfolgen die von der Agen-
tur für Arbeit geforderten Eigenbe-
mühungen lediglich nicht rechtzeitig 
nachweisen. In der Folge entfällt für 
Betroffene der Anspruch auf Arbeits-
losengeld für die Dauer von zwei 
Wochen. Voraussetzung dafür ist laut 
BSG allerdings, dass das Arbeitsamt 
in der Eingliederungsvereinbarung 
im Gegenzug auch die Vermittlung 
unterstützende Leistungen zusagt. 
Also z. B. die Übernahme von Bewer-
bungskosten oder, Fahrtkosten zu 
Vorstellungsgesprächen.

Sperre, weil die Bewerbungsliste 
im Amt nicht vorliegt

Im ersten Verfahren geht es um eine 
Eingliederungsvereinbarung, nach 
der sich die arbeitslose Person fünf-
mal im Monat um Stellen bewerben 
soll. Die Bewerbungsaktivitäten solle 
der Betroffene der Agentur für Arbeit 
jeweils anhand einer Liste dokumen-
tieren. Diese Liste solle der Arbeits-
lose bis zum Monatsende bei der Ar-
beitsagentur per Post einreichen. Im 
Gegenzug sagt die Agentur für Arbeit 
dem Arbeitslosen in der Vereinbarung 
Leistungen in Form von Bewerbungs-
coaching sowie der Übernahme von 
Bewerbungs- und Fahrtkosten zu.

Der Arbeitslose legt jedoch die Liste 
mit den fünf Bewerbungsnachweisen 
nicht vor. Deshalb verhängt das Ar-
beitsamt eine zweiwöchige Sperrzeit 
gegen ihn. Dagegen klagt der Betrof-
fene. Seine Klage bleibt jedoch bei 
den Vorgerichten ohne Erfolg. In die-
sem Verfahren hat das nun auch BSG 
die Sperrzeit und die damit verbun-
dene Aufhebung des Bewilligungs-
bescheides über die Zahlung von 
Arbeitslosengeld bestätigt. Durch die 
fehlende Vorlage der Liste von Be-
werbungsnachweisen habe der Klä-
ger den Eintritt einer Sperre wegen 
unzureichender Eigenbemühungen 
verursacht, meint das BSG.

Im zweiten Verfahren hebt BSG 
Sperre wegen nicht ausreichender 
Eigenbemühungen auf 

Im zweiten Verfahren geht es um eine 
arbeitslosen Klägerin, die sich in ihrer 
mit der Arbeitsagentur abgeschlos-
senen Eingliederungsvereinbarung 
dazu verpflichtet hat, sich sechsmal 
monatlich im kaufmännischen Be-
reich zu bewerben. Diese Aktivitäten 
soll sie in einer Auflistung zusam-
menfassen. Die Liste soll sie immer 
spätestens bis zum fünften Tag des 
Folgemonats unaufgefordert beim 
Amt einreichen. Auch hier hebt die 
Agentur für Arbeit das bewilligte Ar-
beitslosengeld für zwei Wochen auf, 
weil die Betroffene die Liste nicht 
fristgerecht vorgelegt hat. Die Be-
troffene wehrt sich dagegen aber mit 
Widerspruch und Klage. Damit hat sie 
bereits vor dem Sozialgericht und vor 
dem Landessozialgericht Erfolg. Die 
Revision der Arbeitsagentur gegen 
diese für die Klägerin günstigen Ur-
teile hat nun auch vor dem BSG kei-
nen Erfolg.Denn das BSG ist davon 
ausgegangen, dass es schon an einer 
Grundlage für die Sperrzeit fehle. Die 
als öffentlich rechtlicher Vertrag zu 
bewertende Eingliederungsvereinba-
rung sei nichtig. Dies, weil den dort 

festgelegten Bewerbungsbemühun-
gen der Arbeitslosen keine Gegen-
leistungen der Arbeitsagentur ge-
genüber stehen würden. An solchen 
Leistungen zur Arbeitsvermittlung, 
beispielsweise in Form der Übernah-
me von angemessenen Kosten für 
schriftliche Bewerbungen oder Fahrt-
kosten zu Vorstellungsgesprächen, 
fehle es in der Eingliederungsverein-
barung schlicht. Ohne eine solche 
Zusage angemessener vermittlungs-
unterstützender Leistungen sei es 
rechtswidrig, wenn das Arbeitsamt 
von Arbeitslosen den Nachweis von 
Eigenbemühungen verlange.

BSG,

Urteil vom 4.4.2017,

AZ: B 11 AL 19/16 R und B 11 AL 5/16 R,

Quelle: www.kostenlose-urteile.de

Bezug von Arbeitslosengeld 
oft keine Wartezeit für „Ren-
te ab 63“

Das  LSG Baden-Württemberg hat 
entschieden, dass Zeiten des Bezugs 
von Arbeitslosengeld in der Regel 
nicht als Nachweis  für die Wartezeit 
bei der „Rente ab 63“ berücksichtigt 
werden können. Dies gelte jeden-
falls dann, wenn die Arbeitslosigkeit 
durch einen Arbeitsplatzverlust ver-
ursacht sei, an der der Arbeitnehmer 
durch einen einvernehmlichen Auf-
lösungsvertrag freiwillig mitgewirkt 
habe. Das sei auch verfassungsrecht-
lich nicht problematisch.

Wie das Gericht dazu ausführt, 
werden nach dem Wortlaut des 
§ 51 Abs. 3a SGB VI auf die Wartezeit 
von 45 Jahren Kalendermonate ange-
rechnet mit: 

(1) Pflichtbeiträgen für versicherungs-
pflichtige Beschäftigungen,
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(2) Berücksichtigungszeiten (= Erzie-
hung eines Kindes bis zum 10.  Le-
bensjahr, d. V.),

(3) Entgeltersatzleistungen der Ar-
beitsförderung, Leistungen bei 
Krankheit und Übergangsgeld.

Zeiten des Bezugs z. B. von Arbeitslo-
sengeld würden jedoch in den letzten 
zwei Jahren vor Rentenbeginn nicht 
berücksichtigt. Anderes gelte nur, 
wenn der Bezug von Entgeltersatzlei-
stungen der Arbeitsförderung durch 
eine Insolvenz oder die vollständige 
Geschäftsaufgabe des vorherigen Ar-
beitgebers verursacht worden sei.

Im vorliegenden Fall sei allerdings 
festzustellen, dass der Eintritt der 
Arbeitslosigkeit in den zwei Jahren 
vor dem Datum des möglichen Ren-
tenbeginns durch Abschluss eines 
Aufhebungsvertrags verursacht wur-
de. Damit habe der Betroffene seine 
Arbeitslosigkeit freiwillig verursacht. 
Diese Fallgestaltung habe der Ge-
setzgeber ausdrücklich von einer 
Berücksichtigung bei der Wartezeit 
ausschließen wollen, um Fehlanrei-
ze zu vermeiden. Das gehe aus dem 
Wortlaut der Bestimmung wie aus 
den Materialien bei Verabschiedung 
des Gesetzes klar hervor. Ein solcher 
Ausschluss sei auch mit Blick auf die 
Verfassung unproblematisch, stellt 
das LSG Baden-Württemberg fest.

LSG Baden-Württemberg,

Urteil vom 21.6.2016,

AZ: L 9 R 695/16,

Quelle: info also 6/2016

Anmerkung der Redaktion:  Auch die-
ses Urteil ist noch nicht rechtskräftig. 
Das BSG wird über die Revision zu 
entscheiden haben. Außerdem sollte 
das BSG dringend auch weitere mög-
liche Härtefälle klären. Beispielsweise, 
ob nicht Fälle, wo die Arbeitslosigkeit 
durch eine arbeitgeberseitige Kündi-
gung aus betrieblichen Gründen ver-
ursacht wurde, - etwa, um dadurch 
eine Insolvenz abzuwenden-, eben-
falls auf die Wartezeit angerechnet 
werden müssen.
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Auslandsrenten prinzipiell 
anrechenbar

Das BSG hat entschieden, dass Invali-
denrenten, die Aussiedler_innen vom 
russischen Staat erhalten, prinzipiell 
als Einkommen auf die Leistungen 
der Grundsicherung für Ältere und Er-
werbsgeminderte anrechenbar sind. 
Solche Renten würden genau wie 
die Leistungen der Grundsicherung 
nach SGB  XII dem Lebensunterhalt 
dienen. Ein anderer Zweck der Rente 
sei nicht feststellbar. Die Anrechnung 
der Rente stelle auch keine besonde-
re Härte dar. Das gelte auch, soweit es 
um Erhöhungsbeträge für Träger des 
Zeichens „Teilnehmer am Großen Va-
terländischen Krieg“ gehe.

Etwas anderes gelte nur in Bezug auf 
die DEMO-Renten für Träger des Zei-
chens „Überlebende der Leningrader 
Blockade“, so das BSG weiter. Denn 
die DEMO-Renten  gehen an Perso-
nen, die während der Leningrader 
Blockade im 2.  Weltkrieg besonders 
schlechten Lebensbedingungen (Ein-
schließung der Stadt durch die deut-
schen Truppen mit dem Ziel, die Be-
völkerung systematisch verhungern 
zu lassen) unterworfen waren. Ihr 
Charakter entspreche daher einem 
Schmerzensgeld, stellt das BSG dazu 
fest. Solche Zahlungen bleiben nach 
§ 83 Abs. 2 SGB XII ausdrücklich an-
rechnungsfrei, weil damit nicht mate-
rielle Schäden ausgeglichen werden 
sollen, so das Gericht.

BSG , 

Urteil vom 30.6.2016,

AZ: B 8 SO 3/15 R,

Quelle: Pressemitteilung des BSG

Anmerkung der Redaktion: Die vom 
BSG entwickelten Grundsätze zur An-
rechnung russischer Renten auf Lei-
stungen nach SGB XII lassen sich auch 
auf Renten anderer Staaten übertra-
gen.

Leistungen trotz zeitweili-
gem Auslandsaufenthalt
Der Bezug von Leistungen der Grund-
sicherung für Ältere und Erwerbs-
geminderte nach SGB  XII kann nach 
Auffassung des Landessozialgerichts 
(LSG) Nordrhein-Westfalen auch 
möglich sein, wenn sich Leistungs-
beziehende für begrenzte Zeit im 
Ausland aufhalten. Nach der bis zum 
30.6.2017 geltenden Rechtslage sei-
en Betroffene in dem Fall leistungs-
berechtigt, wenn sie grundsätzlich 
weiter ihren ständigen Aufenthalt 
in der Bundesrepublik Deutschland 
aufrecht erhalten würden. In einem 
solchen Fall stehe den Betroffenen 
weiter die ungeminderte Leistung zu, 
stellt das LSG fest.

In der Entscheidung geht es um einen 
Rentner, der seine geringe Rente mit 
Leistungen nach SGB  XII aufstockt. 
Das für ihn zuständige Sozialamt, 
das durch den niedrigen Energiever-
brauch des Rentners misstrauisch 
geworden ist, lässt sich im Jahr 2010 
von diesem die Kontoauszüge von 
sechs Monaten vorlegen. Dabei stellt 
es fest, dass sich der Betroffene für 
die Dauer von drei Monaten in Thai-
land aufgehalten hat. Daraufhin ent-
zieht ihm das Sozialamt für diese drei 
Monate die Leistungen nach SGB XII 
teilweise. Das Amt meint nämlich, 
dass der Rentner eine wichtige Än-
derung in seinen Verhältnissen nicht 
mitgeteilt habe. Deshalb müsse er die 
an ihn gezahlten SGB-XII-Leistungen 
gemäß § 48 Abs. 1 SGB X rückwirkend 
zum Teil erstatten. Denn in den drei 
Monaten seines unangemeldeten 
Thailandurlaubs habe dem Rentner 
rechtmäßig nur Leistungen für Unter-
kunft und Heizung, den Krankenkas-
senbeitrag sowie ein „Ansparbetrag“ 
von 64,62 € aus der Regelleistung zu-
gestanden.

Der betroffene Rentner setzt sich ge-
gen diesen Bescheid des Sozialamts 
jedoch zu Wehr. Zunächst mit einem 

Widerspruch. Als dies keinen Erfolg 
hat, auch mit einem Klageverfahren. 
Damit hat er letztlich sowohl in der 
ersten Gerichtsinstanz vor dem Sozi-
algericht als jetzt auch in der zweiten 
Instanz vor dem Landessozialgericht 
Erfolg. Beide Gerichte halten das Vor-
gehen des Sozialamts für rechtswid-
rig.

Das LSG NRW begründet seine Ent-
scheidung damit, dass nach der bis 
zum Erlass des Urteils in 2016 gülti-
gen Rechtslage die SGB-XII-Leistun-
gen allein daran geknüpft seien, 
dass Leistungsberechtigte ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt in der Bun-
desrepublik aufrecht erhalten wür-
den. Dies sei vorliegend der Fall. Der 
Kläger sei zwar seit dem Jahr 2004  
immer wieder nach Thailand gereist. 
Jedoch habe er sich dort von 2004 
bis 2010 nur insgesamt etwa 23 Mo-
nate aufgehalten, während er sich 
an etwa 84 Monaten in Deutschland 
befunden habe. Zudem habe der Klä-
ger in Deutschland seine Wohnung 
durchgängig aufrecht erhalten. Er 
habe hier auch noch Verwandte, mit 
denen er gelegentlich Kontakt halte. 
In Thailand habe der betroffene Rent-
ner zwar inzwischen Freunde gefun-
den. Dies seien aber im wesentlichen 
ebenfalls Langzeiturlauber_innen 
aus Deutschland, Österreich und der 
Schweiz. Zudem habe der Betroffene 
auch schlüssig erklärt, dass er zwar 
die Thailandaufenthalte genieße, er 
sich jedoch im Land bis heute fremd 
fühle. Der Rückkehrwille des Klägers 
zeige sich ferner daran, dass er vor 
den jeweiligen Reisen mit der Flug-
karte gleich auch eine Rückfahrkarte 
erworben habe, so das LSG.

 Insgesamt fehle es somit an einer 
Änderung der Verhältnisse, die im 
Sinne von §  48  Abs.  1  SGB  X einen 
Anlass für die rückwirkende Korrek-
tur des ursprünglichen Bewilligungs-
bescheides über SGB-XII-Leistungen 
sein könnte, so das LSG NRW. Dies 
gelte auch in Bezug auf die vom So-
zialamt gekürzte Regelleistung von 

Grundsicherung für Ältere und Erwerbsgeminderte nach SGB XII
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359  € (2010) auf nur noch  64,62  €. 
Zwar gebe es in §  27  Abs.  4  SGB  XII 
eine gesetzliche Möglichkeit für das 
Sozialamt, bei „erheblichen“ Abwei-
chungen des individuellen Bedarfs 
für den Lebensunterhalt die Regel-
leistung herabzusetzen. Außerdem 
sei nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes im Dezember 2009 
auch von rund 20% niedrigeren Le-
benshaltungskosten in Thailand ge-
genüber den entsprechenden Kosten 
in Deutschland auszugehen. Dem 
gegenüber seien allerdings auch Ko-
sten für die Krankenversicherung im 
Ausland sowie für die Reisekosten zu 
stellen. Somit könne nicht von einem 
erheblich niedrigeren Bedarf wäh-
rend des Thailandurlaubs gespro-
chen werden, meint das LSG. 

Anmerkungen der Redaktion: 

1.) Das Urteil ist noch nicht rechts-
kräftig. Vor dem BSG ist ein Revisi-
onsverfahren mit dem Aktenzeichen 
B 8 SO 29/16 R anhängig.

2.) Ende 2016 hat die Bundesregie-
rung einen neuen § 41 a ins SGB XII 
eingefügt, der zum 1.7.2017 wirksam 
wird. Die Regelung besagt, dass Lei-
stungsberechtigte, die sich länger als 
vier Wochen ununterbrochen im Aus-
land aufhalten, ihren Anspruch auf 
Leistungen nach dem SGB  XII nach 
Ablauf von vier Wochen verlieren. 
Erst nachdem sie ihre Rückkehr nach 
Deutschland nachgewiesen haben, 
können Betroffene wieder SGB-XII-
Leistungen beziehen.

3.) Der im Urteil erwähnte 
§  27  Abs.  4  SGB  XII ist mit Wirkung 
zum 1.1.2017 ebenfalls neu gefasst 
worden.

40 € Schadensersatz bei ver-
spätetem Lohn
Nach einer Entscheidung des Landes-
arbeitsgerichts (LAG) Köln gilt, dass 
Arbeitnehmer_innen Anspruch auf 
40 € Schadensersatz haben, wenn ih-
nen ihr Arbeitgeber den Lohn verspä-
tet oder unvollständig auszahlt. Das 
LAG Köln hat dies aus §  288  Abs.  5 
des BGB abgeleitet. Der dort seit 2014 
normierte pauschale Schadensersatz 
für Gläubiger von privaten Schulden 
gelte auch in Bezug auf Arbeitsver-
hältnisse. Die erwähnten 40 € hätten 
Nutzer_innen der Ware Arbeitskraft 
an betroffene Arbeiter_innen dabei 
unabhängig von der tatsächlichen 
Schadenshöhe und davon, ob über-
haupt ein tatsächlicher Schaden 
entstanden sei, pauschal immer zu 
zahlen, so das LAG Köln in seinem Ur-
teil.Das LAG Köln hat damit als erstes 
deutsches Landesarbeitsgericht den 
§ 288 Abs. 5 BGB auf den Bereich der 
Arbeitsverhältnisse angewendet. In 
seiner Urteilsbegründung weist das 
Gericht darauf hin, dass Arbeitgeber 
bei einer nicht fristgerechten oder 
nicht vollständigen Lohnzah

lung auch ohne Mahnung des/ der 
Beschäftigten in Verzug gerate. Denn 
die Fälligkeit für die Lohnzahlung sei 
regelmäßig an ein bestimmtes Kalen-
derdatum gebunden (beispielsweise 
an den ersten Tag des Folgemonats.). 
Bereits dadurch, dass ein Verzug in der 
Lohnzahlung eingetreten sei, entste-
he nach Satz 1 des § 288 Abs. 5 BGB 
ein Anspruch auf den pauschalen 
Schadensersatz von 40 €. 

Eigene Anstrengungen oder Ko-
sten für die Rechtsdurchsetzung des 
Schuldners bzw. der Schuldnerin be-
dürfe es nach dieser Regelung nicht. 
Insbesondere sei der Anspruch auf 
Schadenersatz in keiner weise davon 
abhängig, dass ein Anwalt oder eine 
Anwältin vorher mit der Geltendma-
chung der Forderung beauftragt wor-
den ist, erklärt das LAG.

LAG Köln,

Urteil vom 22.11.2016,

AZ: 12 Sa 524/16,

Quelle: sozial info 1/2017

III.Sonstiges

LSG Nordrhein-Westfalen,

 Urteil vom 5.9.2016, 

AZ: L 20 SO 194/14

Quelle: info also 2/2017
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Urteile zum Arbeitslosengeld 2 nach dem SGB II 
Keine Auskunftspflicht in 
Bezug auf Kinder ohne 
Alg II-Anspruch

Das Bundessozialgericht (BSG) hat 
entschieden, dass ein zum Unter-
halt verpflichteter Vater gegenüber 
dem Jobcenter seine Einkommens- 
und Vermögensverhältnisse nicht 
offenlegen muss, wenn sein unter-
haltsberechtigtes Kind selbst kein 
Alg  II bekommt. Dafür fehle es an 
einer Rechtsgrundlage. Diese sei 
auch nicht darin zu sehen, dass ein 
höherer Unterhaltsanspruch des 
Kindes nach § 11 Abs. 1 SGB II dazu 
führen könne, dass es weniger vom 
Kindergeld für seinen Lebensunter-
halt benötige, so dass mehr davon 
als Einkommen bedarfsmindernd 
bei der Mutter angerechnet werde. 

Konkret gehe es um ein Kind, für 
das das Jobcenter die Bewilligung 
von Alg  II abgelehnt habe, weil es 
über genügend Einkommen und 
Vermögen verfüge, um seinen Le-
bensunterhalt selbst sicherstel-
len zu können, erklärt das BSG. 
Nach §  33  Abs.  1  SGB  II würden 
aber nur Unterhaltsansprüche des 
Kindes in Höhe der tatsächlichen 
Alg  II- Leistungen an das Job-
center übergehen. Ebensowenig 
könne § 60 SGB  II, in dem die Aus-
kunftspflichten Dritter gegenüber 
dem Jobcenter geregelt seien, als 
Rechtsgrundlage für das Auskunfts-
begehren des Jobcenters herhal-
ten. Denn danach müsse man nur 
Auskunft erteilen, wenn das dazu 
führen könne, dass so Personen 
mit Bezug von SGB  II-Leistungen 
weniger oder gar keine Hilfe mehr 
vom Jobcenter benötigten. Weiter-
gehende Auskunftspflichten wären 
unverhältnismäßig und nicht mit 
dem Grundrecht auf informationel-
le Selbstbestimmung zu vereinba-
ren, so das BSG weiter.

Sofern das Jobcenter einen höheren 
Kindergeldüberhang annehme, kön-
ne es die zur Prüfung der Höhe des 
Übergangs notwendigen Informa-
tionen nur im Wege einer zivilrecht-
lichen Auseinandersetzung vom Kin-
desvater erlangen. 

BSG ,

Urteil vom 23.6.2016,

AZ: B 14 AS 4/15 R,

Quelle: info also 5/2016

Private Nutzung eines Fir-
menwagens ist nicht auf 
Alg II anrechenbar

Das Landessozialgericht (LSG) von 
Sachsen-Anhalt sieht keine Rechts-
grundlage dafür, dass Jobcenter die 
private Nutzung eines Dienst- oder 
Firmenwagens bedarfsmindernd auf 
Alg II anrechnen könnten. Es verweist 
zunächst darauf, dass die Anrechnung 
von Einkommen nach §  11  SGB  II in 
Verbindung mit der Alg  II-Verord-
nung voraussetzt, dass dieses Ein-
kommen tauschbar ist, also einen 
Geldeswert hat. Die Anrechnung 
von geldwerten Vorteilen, die keinen 
Marktwert haben, wie beispielsweise 
die Vorteile aus der privaten Nutzung 
eines Dienst- oder Firmenwagens, sei 
daher ausgeschlossen. Diese geld-
werten Vorteile könnten aber auch 
nicht zu einer Kürzung des Regelbe-
darfs aufgrund von vermindertem 
Bedarf für die Existenzsicherung füh-
ren. Denn dieser Regelbedarf sei vom 
Gesetzgeber pauschaliert worden. 
Eine abweichende Bestimmung sei-
ner Höhe sei in §  20  SGB  II – anders 
als bei der entsprechenden Reglung 
im Sozialhilferecht des SGB XII – nicht 
vorgesehen.

LSG Sachsen-Anhalt,

Urteil vom 26.2.2016,

AZ: L 4 AS 159/12,

Quelle: sozial info 4/2016
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Anrechnung von Taschengeld 
im Bundesfreiwilligendienst 
bei gleichzeitigem Erwerbs-
einkommen

Das BSG hat entschieden, wie die 
Jobcenter zu verfahren haben, wenn 
jemand gleichzeitig sowohl ein ge-
ringes Erwerbseinkommen erzielt 
als auch ein Taschengeld im Rahmen 
des Bundesfreiwilligendienstes (BFD) 
bezieht. Das Gericht sieht hier eine 
vom Gesetzgeber nicht gewollte Re-
gelungslücke die Benachteiligungen 
hervorrufen könne. Ergänzend zum 
Grundfreibetrag für Erwerbstätige, 
nach dem bis zu 100 € des Erwerbs-
einkommens anrechnungsfrei blei-
ben, sei in solchen Fällen ein weiterer 
Freibetrag von früher 75 € bzw. nach 
aktueller Rechtslage 100 € (ab Januar 
2013) abzusetzen. Eine vollständige 
Ausschöpfung des Freibetrags bis 
zur Obergrenze dessen, was zum Ta-
schengeld im BFD anrechnungsfrei 
gelassen werde (bis Ende 2012 ein 
Betrag von 175 €, seitdem 200 €) sei 
aber nicht möglich, so das BSG.

Zum Hintergrund: Der Kläger übt von 
November 2012 bis April 2013 eine 
selbständige Tätigkeit aus. Nach Ab-
zug von dafür notwendigen Ausga-
ben erzielt er daraus ein monatliches 
Einkommen in Höhe von 53,08 €. Die

ses Einkommen lässt das Jobcenter 
aufgrund des Grundfreibetrags für 
Erwerbstätige in Höhe von bis zu 100 
€ vollständig anrechnungsfrei. Das 
zusätzliche Taschengeld von 225 € für 
die Tätigkeit des Klägers im BFD rech-
net das Amt dagegen in voller Höhe 
an. Dagegen wehrt sich der Kläger 
mit einem Widerspruch. Als der kei-
nen Erfolg hat, reicht er Klage beim 
Sozialgericht ein.

Über diese Klage hat das BSG nun 
endgültig entschieden. Wobei das 
Gericht zunächst darauf hinweist, 
dass nach dem Wortlaut der einschlä-
gigen gesetzlichen Bestimmung der 
Freibetrag vom Taschengeld im Bun-
desfreiwilligendienst in Höhe von bis 
2012 175 €  bzw. aktuell 200 € gerade 
nicht für Erwerbstätige gelten soll. 
Der Gesetzgeber habe eine Kombi-
nation beider Freibetragsregelungen 
ausschließen wollen. Für Erwerbstä-
tige seien also allein die Freibeträge 
für Einkommen aus Erwerbstätigkeit 
anzuwenden. 

Eine solche Regelung, so das BSG 
weiter, habe aber nicht den der Kla-
ge zugrunde liegenden Fall bedacht. 
Also, dass jemand im Bundesfreiwilli-
gendienst zugleich ein sehr niedriges 
Erwerbseinkommen von unter 100 € 
erziele. Lasse das Jobcenter dies zwar 

anrechnungsfrei, berücksichtige es 
aber vollständig gleichzeitig das Ta-
schengeld aus dem BFD, führe das 
zu einem für Betroffene ungerechten 
Ergebnis. In einem solchen Fall sei 
es sachgerecht, von dem Freibetrag 
vom BFD-Taschengeld (aktuell 200 €) 
den Grundfreibetrag für Erwerbstä-
tige (100  €) abzuziehen, so dass ein 
weiterer Freibetrag vom Taschengeld 
aus dem Bundesfreiwilliegndienst 
verbleibe. Nach aktueller Rechtslage 
also  100  € zusätzlicher Freibetrag 
vom Taschengeld für den BFD.

BSG,

Urteil vom 26.7.2017

AZ:B 4 AS  54/15 R

Quelle: www.sozialgerichtsbarkeit.de

Auszahlung einer Kapitalle-
bensversicherung während 
des Alg II- Bezugs

Nach Ansicht des Bundessozialge-
richts (BSG) stellt die Auszahlung 
einer schon beim Erstantrag vorhan-
denen Kapitallebensversicherung 
während des Bezugs von Leistungen 
nach SGB II kein auf Alg  II bzw. Sozi-
algeld anrechenbares Einkommen 
dar. Vielmehr handle es sich in sol-
chen Fällen um Vermögen. Solange 
sich das unterhalb der Vermögens-
Freibeträge nach §  12  SGB  II bewe-
ge, sei somit keine Überzahlung von 
SGB II- Leistungen eingetreten, die zu 
einer Rückforderung gegen die An-
tragstellenden führen könnte. Denn 
der Erlös, den jemand aus der Ver-
wertung von Vermögen erziele, sei 
kein Einkommen im Sinne des SGB 
II, soweit daraus keine über dem Ver-
kehrswert liegende Einnahme erzielt 
werde, so das BSG.

In dem vom BSG entscheidenden 
Fall geht es um ein Ehepaar, das bis 
einschließlich April 2008 Alg  II vom 
Jobcenter bezogen hat. Im April 2008 
wird einem der Partner eine 1991 be-
gonnene Kapitallebensversicherung 
ausgezahlt und auf seinem Konto 
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gutgeschrieben. Insgesamt zahlt die 
Versicherung 4.652,80  € aus. Dieser 
Betrag setzt sich zusammen aus der 
Versicherungssumme (3.267  €), ei-
ner Überschussbeteiligung (1.341  €) 
und einem Anteil an den Beitragsre-
serven (44,80  €). Als das zuständige 
Jobcenter davon erfährt, hebt es die 
für April und Mai 2008 bewilligten 
SGB II-Leistungen auf. Außerdem for-
dert es von der Ehefrau die Erstattung 
von 433,30 € und vom Ehemann die 
Erstattung von 465,50 € an angeblich 
überzahlten Leistungen. 

Die Betroffenen sind  jedoch mit die-
sen Entscheidungen des Jobcenters 
nicht einverstanden. Sie erheben Kla-
ge vor dem Sozialgericht, mit der sie 
auch Erfolg haben. Auch, als das Job-
center dagegen in zweiter Gerichtsin-
stanz Berufung geht, haben die Ehe-
leute Erfolg. In letzter Instanz hat nun 
auch das BSG die Revision des be-
klagten Jobcenters zurückgewiesen. 
Das BSG hat dazu entschieden, dass 
die von den betroffenen Klägern an-
gefochtenen Bescheide nicht recht-
mäßig und daher aufzuheben seien.

Zur Begründung verweist das BSG 
darauf, dass die kapitalbildenden Le-
bensversicherung  im fraglichen Zeit-
raum insgesamt als bei Antragstel-
lung vorhandenes Vermögen anzuse-
hen sei. Dieses sei für den Anspruch 
auf Alg II unschädlich gewesen, weil 
es die Vermögensfreibeträge der Klä-
ger unterschritten habe. Zu diesem 
Vermögen zähle auch die dem Kläger 
als Teil dieser Lebensversicherung 
zustehende Überschussbeteiligung. 
Diese Überschussbeteiligung werde 
nun nicht jährlich während der Ver-
tragslaufzeit gesondert ausgezahlt. 
Vielmehr werde sie während der 
Vertragslaufzeit den Versicherungs-
nehmern wiederkehrend zugeteilt, 
angesammelt und zusammen mit 
der Versicherungssumme ausgezahlt. 
Dies entweder bei Vertragsablauf 
oder zusammen mit dem Rückkaufs-
wert bei vorzeitiger Kündigung der 
Versicherung . 

Die Überschussbeteiligung sei da-
her auf die Gesamtheit der Versiche-
rungsnehmer und die Laufzeit der 

Versicherung bezogen, so das BSG 
weiter. Somit könne keine gesonder-
te, vom Lebensversicherungsvertrag 
zu trennende Einordnung als Einkom-
men oder Vermögen erfolgen. Bei der 
Ermittlung der Höhe der insgesamt 
als Vermögen anzusehenden Lebens-
versicherung sei auf den jeweils ge-
genwärtigen Verkehrswert im Verlauf 
der Zeit nach der Antragstellung ab-
zustellen. Dies sei der jeweilige Rück-
kaufwert der Versicherung zuzüglich 
der Überschussbeteiligung und ab-
züglich von etwaigen Verwertungs-
kosten, erklärt das Gericht weiter. 
Wertsteigerungen der einheitlichen 
Lebensversicherung nach Antrag-
stellung bewirkten deswegen keinen 
Einkommenszufluss, sondern seien 
Steigerungen des Verkehrswerts von 
zuvor vorhandenem Vermögen. Dies 
unterscheide sie von Zinsen auf Ka-
pitalvermögen, die nach Antragstel-
lung gesondert zufließen würden.

BSG ,

Urteil vom 10.8.2016,

AZ: B 14 AS 51/15 R,

Quelle: Michael Reichel, 

jurisPR SozR 4/2017, Anm. 1

Kein Mehrbedarf für Ernäh-
rung bei Zwangsstörung

Das BSG hat klargestellt, dass die Be-
willigung eines Mehrbedarfs für ko-
stenaufwändige Ernährung voraus-
setzt, dass es sich um eine gesund-
heitliche Beeinträchtigung handelt, 
die objektiv zu einem besonderen 
medizinisch begründeten Ernäh-
rungsbedürfns führe. Es müsse also 
eine körperliche, d.  h. physikalische 
oder biochemische Grundlage für 
den abweichenden Ernährungsbe-
darf vorhanden sein. Bei einer rein 
psychischen Erkrankung – hier: einer  
Zwangsstörung – fehle es dagegen 
an einer solchen physiologischen 
Grundlage, so das BSG.

BSG,

Urteil vom 20.1.2016,

AZ: B 14 AS 15/15 R,

Quelle: info also 5/2016

Bewerbungsanforderungen 
müssen ohne Spezialwissen 
erfüllbar sein
Das Sozialgericht (SG) Reutlingen 
hat im Rahmen eines Verfahrens auf 
einstweiligen Rechtsschutzes über 
die Rechtmäßigkeit einer Eingliede-
rungsvereinbarung beurteilt. Danach 
ist die Vereinbarung rechtswidrig, 
wenn das Jobcenter dort ungenau 
ausgedrückte Bewerbungsanforde-
rungen stellt, die Betroffene überfor-
dern und daher unzumutbar sind. 

In dem Beschluss des SG geht es um 
eine Eigliederungsvereinbarung, die 
das Jobcenter ohne Zustimmung 
des Betroffenen einseitig in Form ei-
nes Verwaltungsaktes angeordnet 
hat. In dieser Vereinbarung droht 
das Jobcenter der betroffenen Alg II-
berechtigten Person mit Sanktionen, 
falls diese bestimmten Verpflichtun-
gen zur Jobsuche nicht nachkomme. 
Z. B. die Nutzung einer „App-Jobbör-
se“ und von nicht näher bezeichnete 
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„Web-Sides“.       Eine Sanktionierung 
hält das SG Reutlingen ins diesem Zu-
sammenhang aber für rechtswidrig. 
Die Nutzung entsprechender IT-Tech-
niken setze eine spezielle Ausstattung 
sowie besondere Fachkenntnisse bei 
Betroffenen voraus. Solche dürfe ein 
Jobcenter nicht einfach voraussetzen.

SG Reutlingen ,

Beschluss vom 28.4.2017,

AZ: S 7 AS 770/17 ER 

Quelle: Dr. Manfred Hammel, Caritasverband

Was von einer Eingliede-
rungsvereinbarung zu  
fordern ist

Das BSG hat sich erneut mit den An-
forderungen an eine Eingliederungs-
vereinbarung (EV) als einer Form des 
öffentlich-rechtlichen Vertrags be-
schäftigt. Dabei spielt es aus Sicht des 
Gerichts keine Rolle, ob es sich um 
eine vom Jobcenter im Einvernehmen 
mit der bzw. dem Betroffenen getrof-
fene oder um eine einseitig durch 
Verwaltungsakt in Kraft getretene EV 
handelt. Entscheidend sei vielmehr, 
dass die EV auf einem Plan beruhe 
und konkrete Leistungsangebote zur 
Eingliederung in den Arbeitsmarkt 
enthalte, die auf den Einzelfall bezo-
gen und verbindlich seien. 

Insgesamt müsse in der EV ferner ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen 
den Pflichten von Alg II-Berechtigten 
und den Hilfeverpflichtungen des 
Jobcenters herrschen.  Sofern das 
Jobcenter also z.  B. jemand zu einer 
bestimmten monatlichen Anzahl 
von Bewerbungen um sozialversi-
cherungspflichtige Stellen aufforde-
re, müsse es zugleich auch eine ver-
bindliche Übernahme der deswegen 
anfallenden Bewerbungskosten zusa-
gen. Würden einseitig nur Alg II- Be-
rechtigte durch die EV zu bestimmten 
Handlungen verpflichtet, sei die EV 
allein deswegen rechtswidrig.

Die Zusage, bei geeigneten Ar-
beitsangeboten Vermittlungsvor-

schläge mitzuteilen, sei nicht konkret 
genug, so das BSG weiter. Außerdem 
dürfe die Alg II-Behörde nicht starr an 
einmal vorgegebenen Zielen festhal-
ten, die sich bereits als erfolglos er-
wiesen haben.

BSG,

Urteil vom 23.06.2016,

AZ: B 14 AS 42/15 R,

Quelle: info also 6/2016

Formale Anforderungen an 
Rechtsfolgenbelehrungen

Das Sozialgericht (SG) München hat 
entschieden, dass Rechtsfolgenbe-
lehrungen auch formal einigen  An-
forderungen entsprechen müssten. 
Der soziale Schutzzweck der Rechts-
folgenbelehrung führe dabei im Be-
reich des Grundsicherungsrechts zu 
strengerem Maßstäben als etwa im 
Recht der Arbeitslosenversicherung.

Im Einzelnen stellt das SG München 
fest, dass eine Rechtsfolgenbeleh-
rung ihre Warnfunktion nicht erfüllen 
könne, wenn sie in einer deutlich klei-
neren Schriftgröße verfasst sei als das 
übrige Schreiben. Außerdem habe 
das Jobcenter nach dem Wortlaut 
von § 31 a Abs. 3  SGB II bei einer Kür-
zung der Regelleistung in Höhe von 
mindestens 60 Prozent des maßgeb-
lichen Regelbedarfs eine Entschei-
dung darüber zu treffen, ob die Miete 
in diesem Fall nicht direkt an den  Ver-
mieter überwiesen werden solle.                                                          

                                          

SG München,

Urteil vom 10.8.2016,

L 13 AS 2433/14,

Quelle: sozial info 4/2016

PC- Anschaffung:    
350 € Zuschuss für Schülerin!

Das SG Cottbus hat der Tochter einer 
Klägerin 350 € zur Anschaffung eines 
internetfähigen Computers zuge-
sprochen. Die Tochter, die ein Gym-
nasium besuche, sei auf ein solches 
Gerät angewiesen, um eine ange-
messene Schulbildung erreichen zu 
können. Ohne es drohe eine wesent-
liche Beschränkung der Schülerin in 
ihren Bildungsmöglichkeiten. Dies 
wäre nicht mit dem Grundgesetz zu 
vereinbaren.

Als Anspruchsgrundlage für die An-
schaffung des PC sieht das Sozialge-
richt dabei § 21 Abs. 6 des SGB II an. 
Danach sei ein Mehrbedarf für einen 
unabweisbaren, laufenden und nicht 
nur einmaligen Bedarf anzuerkennen. 
Dies gelte jedenfalls dann, wenn der 
Bedarf nicht durch die Zuwendungen 
Dritter oder durch Einsparmöglich-
keiten Alg II- Berechtigter gedeckt 
sei und der Höhe nach erheblich vom 
durchschnittlichen Bedarf abweiche.
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So verhalte es sich im vorliegenden 
Fall, so das Gericht. Denn die Kosten 
für einen PC würden erheblich von 
den durchschnittlichen Leistungen 
für persönlichen Schulbedarf für Hef-
te, Taschenrechner, Schreibmaterial, 
usw. nach §  28  SGB  II in Höhe von 
jährlich 100 € abweichen. Zuwendun-
gen Dritter seien außerdem ebenso-
wenig in Sicht wie realistische eigene 
Einsparmöglichkeiten.

Zwar habe auch die Mutter der 
Schülerin einen eigenen PC, so das 
SG Cottbus ferner. Doch brauche die-
se den PC aus beruflichen Gründen 
häufig selbst. Auch die Nutzung eines 
Internetzugangs in öffentlicher Bi-
bliotheken komme nicht in Betracht, 
da deren Öffnungszeiten sich mit den 
Unterrichtszeiten der Tochter über-
schneiden würden. An dem Gym-
nasium, die die Schülerin besuche, 
stellten die Lehrkräfte außerdem die 
Hausaufgaben ins Internet. Die Schü-
ler und Schülerinnen müssten diese 
Aufgaben herunterladen, sie erledi-
gen und das Ergebnis dann auf die 
Seiten der Schule hochladen. Haus-
aufgaben, die nicht rechtzeitig auf 
die Seiten der Schule hochgeladen 
würden, bewerte die Schule mit null 
Punkten. Eine handschriftliche Arbeit 
anstelle einer Software-Präsentation 
abzugeben, führe zu einer deutlich 
schlechteren Benotung der Arbeit. 
Zudem sei der Zugang zu einem 
Rechner auch wichtig, um im Internet 
recherchieren zu können, so die Fest-
stellung des Gerichts. Vor diesem Hin-
tergrund stelle ein eigener PC für die 
Tochter der Klägerin einen unabweis-
baren Bedarf dar, so das SG Cottbus.

SG Cottbus,

Urteil vom 13.10.2016,

AZ: S 42 AS 1914/13,

Quelle: www.sozialgerichtsbarkeit.de

Fahrtkosten für Besuche des 
inhaftierten Ehemannes

Das Landessozialgericht (LSG) Sach-
sen-  Anhalt hat entschieden, dass 
das Jobcenter zwei Mal im Monat 
die Fahrtkosten der Ehefrau zum Be-
such ihres inhaftierten Ehemannes  
in Form eines Mehrbedarfs überneh-
men müsse. Die Besuchskosten seien 
als unabweisbarer und wiederkeh-
render Sonderbedarf im Sinne von 
§  21  Abs.  6  SGB  II anzusehen. Denn 
von sich aus könnten die Eheleute 
die häusliche Gemeinschaft in einem 
Haushalt nicht herstellen, solange die 
Freiheitsstrafe des Ehemannes nicht 
abgelaufen oder zur Bewährung aus-
gesetzt sei. 

LSG Sachsen- Anhalt,

Urteil vom 22.6.2016,

AZ: L 4 AS196/ 15,

Quelle: sozial info 1/2017

Feststellungsklage gegen 
Aufforderung zur Senkung 
der KdU möglich

Das BSG hat unter Umständen Wi-
derspruch und Klage dagegen für zu-
lässig erklärt, dass Alg II -Berechtigte 
nach einer Übergangsfrist von in der 
Regel sechs Monaten ihre Kosten 
der Unterkunft (KdU) herabsetzen 
sollen. Dies könne durch eine Klage 
auf Feststellung geschehen, dass die 
vom Jobcenter verlangte Kostensen-
kung unzumutbar oder nicht mög-
lich sei. Eine solche Klage sei jedoch 
nur als letztes Mittel anzusehen. Es 
könne erst dann ins Spiel kommen, 
wenn das Jobcenter sich gegenüber 
dem berechtigten Vorbringen eines 
oder einer Leistungsbezieher_in un-
einsichtig zeige und der Austausch 
darüber mit der Alg II -Behörde abge-
schlossen sei.

Zwar handele es sich, so das Gericht 
weiter, wenn das Jobcenter eine Ko-
stensenkungsaufforderung schicke, 
nicht um einen Verwaltungsakt, der 
mit einem Widerspruch oder Klage 
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anzufechten wäre. Vielmehr sei die 
Kostensenkungsaufforderung  nach 
ständiger Rechtsprechung des BSG 
ein reines Informationsschreiben, 
dass Betroffene aufklären und war-
nen solle, damit sie z.B. in eine gün-
stigere Wohnung suchen und dahin 
umziehen könnten.

Jedoch könne, so jetzt die Erwei-
terung in der Rechtsprechung des 
BSG, die Feststellung, dass gar kei-
ne Verpflichtung zur Senkung der 
KdU bestehe, grundsätzlich auf dem 
Rechtsweg eingeklagt werden. Ein 
solches Verfahren sei aber nur zuläs-
sig, wenn Betroffene geltend mach-
ten, dass ihnen diese Senkung un-
möglich oder aber nicht zumutbar 
sei. Die bloße Behauptung, dass das 
Jobcenter eine unzutreffende Ange-
messenheitsgrenze anwende, reiche 
also nicht aus. Außerdem sei eine 
Feststellungsklage auch nur zulässig, 
wenn dadurch der Streit zwischen 
dem Jobcenter und dem oder der 
Alg II -Beziehenden bereinigt werden 
könne, so das BSG.

BSG,

Urteil vom 15.6.2016,

AZ: B 4 AS 36/15 R

Quelle: sozial info 1/2017 
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Zerrüttete Familienverhält-
nisse:  Jobcenter muss Un-
terkunftskosten für junge Er-
wachsene übernehmen

Das Landessozialgericht (LSG) Nie-
dersachsen-Bremen hat das Jobcen-
ter des Landkreises Northeim vorläu-
fig verpflichtet, einer 18 Jahre alten 
Auszubildenden eine Zusicherung für 
einen Umzug aus der Wohnung ihrer 
Mutter zu gewähren. Der Beschluss 
des LSG verwirft die Ansicht des Job-
centers, dass die junge Erwachsene 
die Kosten für die eigene Wohnung 
vorrangig aus Jugendhilfeleistungen 
des Sozialamtes  zu bestreiten habe.

Zum Hintergrund: Zwischen der jun-
gen Auszubildenden und ihrer Mut-
ter kommt es wiederholt zu heftigen 
Streitigkeiten. Das bis hin zu gewalt-
tätigen Auseinandersetzungen. Im 
September 2016 erfolgt deswegen 
sogar ein Polizeieinsatz. Die junge 
Frau hält es bei ihrer Mutter nicht 
mehr aus. Mehrfach flieht sie vor-
übergehend zu einer Freundin oder 
in einer Jugendhilfeeinrichtung. Da-
her empfiehlt auch die Jugendhilfe 
des Sozialamtes Northeim dringend 
einen schnellstmöglichen Umzug 
der jungen Frau in eine eigene Woh-
nung. Das Jobcenter des Landkreises 
Northeim lehnt dennoch Anträge der 
Betroffenen auf Erteilung einer Zusi-
cherung für den Umzug in eine an-
gemessene Wohnung ab. Denn nach 
Auffassung des Jobcenters sei zur 
Sicherung des Lebensunterhalts der 
jungen Frau vorrangig das Sozialamt 
als Träger der Jugendhilfe zustän-
dig. An dieser Auffassung hält das 
Jobcenter trotz einer gegenteiligen 
Entscheidung des SG  Hildesheim im 
Verfahren auf einstweiligen Rechts-
schutzes fest. Es erhebt stattdessen 
Beschwerde beim LSG. 

Doch das LSG  Niedersachsen-Bre-
men hat nun dem Grunde nach den 
Beschluss des SG  Hildesheim bestä-
tigt. Es verpflichtet das betroffene 
Jobcenter zur Übernahme der Un-
terkunftskosten für die Dauer von 
zunächst sechs Monate. Zur Begrün-
dung verweist das LSG u.  a. darauf, 

dass die Bewilligung von Leistungen 
der Jugendhilfe durch das Sozialamt 
nicht von vornherein Leistungen der 
Grundsicherung für Arbeitssuchende 
durch das Jobcenter ausschließe. Beide 
Leistungen hätten keine identischen 
Zielsetzungen. Aufgrund der mehrfach 
ausgeuferten Streitigkeiten der Tochter 
mit der Mutter sei zudem von einer Zer-
rüttung der Verhältnisse in der heimi-
schen Wohnung auszugehen. Es gäbe 
somit schwerwiegende soziale Gründe 
im Sinne von § 22 Abs. 5 des SGB II, auf-
grund derer auch junge Erwachsene im 
Alter von 18 – 24 Jahren nicht mehr auf 
die elterliche Wohnung verwiesen wer-
den könnten.

Außerdem weist das LSG noch auf ei-
nen wichtigen Grundsatz hin: Sofern 
das Jobcenter die eigene Zuständigkeit 
ablehne, so dürfe sich dieser Streit unter 
den beteiligten Leistungsträgern nicht 
zu Lasten der Antragstellerin auswirken. 
Vielmehr sei die endgültige Zuständig-
keit  um die Kosten anschließend in ei-
nem Erstattungsstreit unter den betei-
ligten Leistungsträgern zu klären. 

LSG Niedersachsen-Bremen,

Beschluss vom 02.02.2017 

AZ: L 11 AS 983/16 B ER,

Quelle: www.kostenlose-urteile.de
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